
Das Haushalts- und Rechnungswesen so-
wohl der öffentlichen Hand als auch der
privaten Unternehmen hat dienende Funk-
tion. Es ist Steuerungswerkzeug, mit dem
unterschiedliche Zielsetzungen verfolgt
werden, denn auch die Wirtschaftsziele
von privater Erwerbswirtschaft und der
öffentlichen Hand sind unterschiedlich
(Beteiligung an der Marktwirtschaft zur
Gewinnerzielung auf der einen Seite, Er-
füllung öffentlicher Gemeinschaftsaufga-
ben mit weitgehender Monopolstellung
und überwiegender Finanzierung über
Zwangseinnahmen [Steuern, Gebühren,
Beiträge] unter Ausschluss der Gewinner-
zielung auf der anderen Seite).

Jedes Werkzeug ist nur so gut, wie es der
„Werkzeugmacher“ bereitstellt. Dies gilt
auch für das Haushalts- und Rechnungs-
wesen sowie Bund, Länder, Europäische
Union, „GoB“, IASB1, IFAC-PSC2, ... als
„Werkzeugmacher“. Eine Weiterentwick-
lung ist keine Besonderheit nur des öffent-
lichen Sektors. Sogar international befin-
det sich die Rechnungslegung sowohl im
Bereich des Privatsektors als auch im öf-
fentlichen Sektor im Umbruch. Die aktu-
ellen gesetzgeberischen Schritte um die
Übernahme der IAS (International Ac-
counting Standards) ins HGB und die da-
mit verbundene Diskussion machen dies
deutlich3. Mit den IPSAS4 wird an interna-
tionalen Standards für das öffentliche
Rechnungswesen gearbeitet.

Das kamerale (kommunale) Haushalts-
recht in seiner gegenwärtigen rechtlichen
Ausgestaltung hat sich in inzwischen über
dreißig Jahren in der Praxis bewährt. Es
hat seine Grundlage in der kommunalen
Haushaltsreform von 19745, die die Bun-
desländer mit weitgehend übereinstim-
menden Regelungen und wesentlichen In-
halten durchgeführt hatten:
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Der Haushaltsplan – kein Buch mit sieben Siegeln
Die kommunalen Haushaltsgrundsätze
Von Karl Reif*

● Abweichend von den Regelungen des
staatlichen Haushaltsrechts für Bund und
Länder, deren Haushalte in den Einzelplä-
nen und Kapiteln (nach wie vor) sowohl
konsumtive als auch vermögenswirksame
Ausgaben enthalten, wurde mit Blick auf
das starke Gewicht der Investitionen die
Gliederung des Kommunalhaushalts in
einen Verwaltungs- und einen Vermö-
genshaushalt eingeführt und die frühere
Aufteilung des Haushaltsplans in einen or-
dentlichen und einen außerordentlichen
Haushalt aufgegeben. 

● Verwaltungs- und Vermögenshaushalt
wurden über ein Zuführungssystem ver-
knüpft, das ein Betriebswirtschaftler oder
privater Kaufmann als Cash Flow be-
zeichnen könnte. Die Zuführungsrate
vom Verwaltungs- an den Vermögens-
haushalt ist in den letzten 30 Jahren zu ei-
nem wichtigen Indikator/Gradmesser
für die Beurteilung der dauernden Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinden insbe-
sondere mit Blick auf ihre Verschuldung
geworden, denn die Höhe der Investitions-
ausgaben allein ist – das zeigt die Ent-
wicklung der Haushalte von Bund und
Ländern mehr als deutlich – als Obergren-
ze für neue Schuldenaufnahmen völlig un-
zureichend.

● Im Vermögenshaushalt wie im Ver-
waltungshaushalt wurde das Gesamtde-
ckungsprinzip eingeführt. Die Objektfi-
nanzierung der Vorhaben des außerordent-
lichen Haushalts wurde aufgegeben.

● Kommunalkredite wurden von der frü-
heren engen Bindung an einzelne Verwen-
dungszwecke(Objektbindung) gelöst. Frü-
her notwendige Einzelgenehmigungen für
Kreditaufnahmen wurden durch die Ge-
samtgenehmigung ersetzt. Einzelgeneh-
migungen können aber im Sonderfall ei-
ner Kreditbeschränkung nach §§ 19 ff. des
Stabilitätsgesetzes notwendig sein (§ 87
Abs. 4 GemO). Erstmals und bisher auch
das einzige Mal durch die so genannte

Schuldendeckelverordnung vom 1.6.1973,
BGBl. I S. 504. 

● Das frühere Rücklagenrecht, das vor-
sah, für jeden Einzelzweck eine besondere
Rücklage anzusammeln, wurde abgelöst.
Alle Rücklagen wurden in einer einzigen
allgemeinen Rücklage zusammengefasst,
die Möglichkeit, Sonderrücklagen zu bil-
den, auf bestimmte Ausnahmevorgänge
des Verwaltungshaushalts beschränkt.

● Für kostenrechnende Einrichtungen
wurden betriebswirtschaftliche Instru-
mentarien eingebaut und es wurde vorge-
schrieben, dass kalkulatorische Abschrei-
bungen und Zinsen zu ermitteln sind.

● Das bisher auch für die Veranschlagung
von Einnahmen und Ausgaben im Haus-
haltsplan geltende Fälligkeitsprinzip wur-
de durch das Kassenwirksamkeitsprin-
zip abgelöst und um das Instrument der
Verpflichtungsermächtigungen ergänzt.
Eingeführt wurde auch die Möglichkeit,
Doppelhaushalte für zwei Haushaltsjahre
zu erstellen.

● Auch für die Gemeinden wurde – dem
Auftrag des Stabilitätsgesetzes entspre-
chend – eine fünfjährige Finanzplanung
eingeführt.

In den folgenden zwanzig Jahren hat das
Land nur kleinere Änderungen an den Re-
gelungen für die Haushaltswirtschaft vor-
genommen.6

Mit Beginn der 90er Jahre ist in den
Kommunen7 bundesweit eine breit ange-
legte Reform der Kommunalverwal-
tung in Angriff genommen worden mit
dem Ziel, diese noch effizienter und leis-
tungsfähiger zu machen und verstärkt
auch betriebswirtschaftliche Methoden
und Elemente einzuführen (Schlagwort
„Neues Steuerungsmodell“). Recht schnell
wurde deutlich, dass dabei auch das Haus-
haltsrecht als Basisinstrument berührt ist.
Im Zuge dieser Diskussion haben auch die
Vorschläge zur Reform bzw. Weiterent-
wicklung des kommunalen Haushalts-
rechts als Steuerungsinstrument eine
größere Breite erreicht. Forderungen, die
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Kameralistik – Doppik
Der Begriff „Kameralistik“ wird mehrdeutig verwendet. 

Er bezeichnet zum einen die rein formale Buchführungsmethode (Bu-
chungsstil, Rechnungsstil) – gekennzeichnet durch eine Einnahme-Ausga-
be-Buchführung (Einnahmenüberschussrechnung) auf Einnahme- und Ausgabe-
konten – im Gegensatz zur Doppik (zum doppischen Buchungsstil) auf zweisei-
tigen Konten (Soll- und Habenseite) und der „doppelten Buchung“ Soll an Ha-
ben. Allerdings sind die im kommunalen Rechnungswesen verwendeten Kon-
ten keine reinen Einnahme- und Ausgabekonten, sondern hoch qualifiziert an-
gelegt: Mit ihrer Einteilung in vier Spalten (Reste v. Vorjahr – RS, Lfd. Soll, Ist,
Neue Reste – kamerale 4-Spalten-Buchhaltung) ermöglichen sie nicht nur die
Darstellung der im jeweiligen Rechnungsjahr erhaltenen Einzahlungen oder
geleisteten Auszahlungen, sondern auch die periodengerechte Zuordnung
noch nicht beglichener Einnahmeansprüche oder Ausgabeverpflichtungen
(Forderungen und Verbindlichkeiten). Ferner lässt die 4-Spalten-Darstellung
auch den Bestandsnachweis von Geldanlagen, Finanzanlagen (auch Sachan-
lagen), Schulden, Kassenkrediten, Rücklagen usw. zu. Das ebenfalls kamerale
Ist-Rechnungssystem des Bundes und vieler Bundesländer hinkt dieser 4-Spal-
ten-Systematik weit hinterher. Kameralistik ist selbst als Buchungsmethode nicht
gleich Kameralistik! 

Zum anderen bezeichnet der Begriff Kameralistik den materiellen Inhalt
des Haushalts- und Rechnungssystems, nämlich den für die Aufgabenerfüllung
einzusetzenden Ausgaben die notwendigen Einnahmen zur Verfügung und ge-
genüber zu stellen und nachzuweisen, inwieweit es gelungen ist, die Ausga-
ben durch Einnahmen zu finanzieren (Nachweis des finanzwirtschaftlichen
Deckungserfolgs) verbunden mit der Darstellung vorhandener Vo-
rausdeckungsmittel für Zukunftsausgaben (Rücklagen) und von
Nachdeckungsbelastungen (Schulden) im Sinne einer Deckungs-
bilanz – vereinfachend, allerdings etwas abwertend, weil verkürzend – als
sog. Geldverbrauchskonzept bezeichnet. In der Unternehmensrechnung
(Erwerbswirtschaft) ist hingegen zentrales Rechnungsziel der Nachweis des
betriebswirtschaftlichen (unternehmerischen) Erfolgs (Gewinn, Ver-
lust) als Unterschied zwischen Erträgen (Ressourcenaufkommen) und Aufwen-
dungen (Ressourcenverbrauch) – sog. Ressourcenverbrauchskonzept. 

Ferner wird unter Kameralistik das Wirtschaften (Handeln) der öffentli-
chen Hand nach Maßgabe von Haushaltsplänen verstanden und der
„planerischen Freiheit“ der privaten Unternehmer gegenübergestellt. Der
Haushaltsplan (ergänzt durch die mittelfristige Finanz- und Investitionsplanung)
ist jedoch mehr als nur die Bereitstellung von Ausgabemitteln und der dafür not-
wendigen Einnahmen. Ihm kommt die Bedeutung eines demokratisch legiti-
mierten Aufgabenerfüllungsprogramms mit dem Ziel zu, die dauerhafte Aufga-
benerfüllung und dauernde Leistungsfähigkeit des öffentlichen Aufgabenträ-
gers zu sichern.

Diese Mehrdeutigkeit des Begriffs Kameralistik, der Mangel an klarem Ausein-
anderhalten der genannten drei Betrachtungsweisen und auch die fehlende Be-
reitschaft, sich mit dem Wesen und der Eigenart der Kameralistik als Buch-
führungsmethode intensiver zu beschäftigen, sind bis heute die Hauptgründe
für die in Praxis und (Fach-)Öffentlichkeit zu beobachtende „Herabsetzung“
der Kameralistik und die weiterhin andauernde Auseinandersetzung „Kame-
ralistik versus Doppik“ in der Reform des kommunalen Haushaltsrechts.
Hier haben auch die Beratungsfirmen (nicht nur die Wirtschaftsprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaften, die hier – verständlich – nicht ganz selbstlos
agieren, sondern auch Berater oder Institute mit kommunalen Wurzeln) in
ihrem Modernisierungsdrang in der Diskussion um die Reform des kommuna-
len (bzw. des öffentlichen) Haushaltsrechts ganze Arbeit geleistet, und die
kommunalen Praktiker, die es besser wissen (müssten), mit wenigen Ausnah-
men zu lange zu wenig an Argumenten entgegengesetzt, v.a. zu der Frage,
was an Steuerungsinstrumenten eigentlich benötigt und ob beabsichtigte
Neuerungen nicht teilweise am Bedarf vorbeigehen. Um in diesem Zusammen-
hang nur auf eine Behauptung einzugehen, die bei diesem Systemvergleich
beständig gemacht wird: Die Kosten- und Leistungsrechnung ist natürlich nicht
in die Doppik (systemimmanent) integriert, sondern hier ebenso eine Neben-
rechnung wie zur Kameralistik und aus beiden Finanzbuchhaltungen her be-
dienbar.

Plangebundenes Handeln hat nichts mit der Buchführungsmethode zu tun, und
Planbindung bedeutet nicht automatisch fehlende oder geringe Flexibilität der

Betriebs- bzw. Haushaltsführung. Die den Kommunen zur Verfügung stehenden
Instrumente der Budgetierung, der Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit von
Haushaltsmitteln usw. verdeutlichen dies; und auch bei den doppisch buchen-
den Eigenbetrieben wird geplant und flexibel gewirtschaftet. Der doppische
Buchungsstil ist für die öffentliche Hand selbstverständlich auch im nichtunter-
nehmerischen Bereich geeignet – dazu hätte es keiner Modellversuche bedurft –,
wie umgekehrt die Kameralistik als Buchungsmethode keinesfalls nur den öf-
fentlichen Haushalten vorbehalten ist. Auch private Unternehmen könnten sie
einsetzen. 

Und das führt wieder zurück zum materiellen Inhalt und den Rechnungszie-
len: Auch mit der kameralistischen Buchungsmethode lassen sich Erträge und
Aufwendungen darstellen, Bestände von Vermögen, Schulden und Eigenkapi-
tal festhalten und kann ein betriebswirtschaftlicher Erfolg (Gewinn oder Verlust)
ermittelt und ausgewiesen werden (Beispiele dafür: die betriebswirtschaftliche
Betrachtungsweise bei kostenrechnenden Einrichtungen, aber auch die Be-
triebskameralistik für Eigenbetriebe). Und Gegenstand der Planung müssen
nicht Einnahmen und Ausgaben, sondern können auch Erträge und Aufwen-
dungen sein, die periodengerecht zugeordnet werden (so wie andererseits ein
privater Unternehmer mit kaufmännischer doppelter Buchführung nicht ohne ei-
ne gewisse Liquiditätsplanung wirtschaften kann). Das materielle Haushalts-
recht muss dies nur vorschreiben, falls so vorzugehen als richtig angesehen
wird.

Der inzwischen erreichte Stand im bundesweiten Reformprozess des kommu-
nalen Haushaltsrechts (vereinfachend mit den Schlagwörtern „Vom Geldver-
brauchskonzept zum Ressourcenverbrauchskonzept“, zutreffender aber als
Übergang „Von einem zahlungsorientierten zu einem ressourcen-
orientierten Haushalts- und Rechnungswesen“ bezeichnet) mit
(noch) zwei eröffneten Reformwegen zeigt: Die Gründe, die zu einer Verände-
rung des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens führen, sind nicht
primär formaler Art bzw. solcher des Buchungsstils. Ein materiell fortentwickel-
tes Haushaltsrecht, das die Deckungsregeln verändert, das heißt an die Stelle
des finanzwirtschaftlichen Deckungserfolgs (Ausgleich von Einnahmen und
Ausgaben im Sinne einer Sofortdeckung, Voraus- oder Nachdeckung) den Er-
folg als Unterschied zwischen Ressourcenverbrauch (Aufwendungen) und Res-
sourcenaufkommen (Erträgen) in den Mittelpunkt stellt – und das ist ja nur ein
Aspekt der Neuerungen -, lässt sich sowohl im doppischen Buchungsstil als
auch mit der kameralistischen Buchungsmethode (Erweiterte Kameralistik) dar-
stellen. Hier hat bei den Doppik-Befürwortern durchaus ein Erkenntnisprozess
stattgefunden. Und die Diskussion um die neuen Anforderungen zum Haus-
haltsausgleich, die eigentlich erst begonnen hat und noch lange nicht abge-
schlossen sein wird, verdeutlicht den eigentlichen „Knackpunkt“ der Haushalts-
rechtsreform mit dem Systemwechsel in der Deckungsbeziehung von Einnah-
men/Ausgaben (Zahlungen) auf Erträge/Aufwendungen (Ressourcen) unab-
hängig davon, ob dies doppisch oder kameralistisch gebucht und dargestellt
wird: Müssen die Kommunen (bzw. die öffentliche Hand) Aufwendungen, die
noch nicht zahlungswirksam sind bzw. früher zahlungswirksam waren (insbe-
sondere die Abschreibungen außerhalb der entgeltfinanzierten Gebühren-
haushalte und die Zuführungen zu Rückstellungen) periodengenau oder peri-
odennah erwirtschaften, um der „intergenerativen Gerechtigkeit“ zu genügen?
Oder ist ihnen (bzw. der öffentlichen Hand) mit Blick auf ihre „Wirtschaftszie-
le“ (dauerhafte Erfüllung öffentlicher Aufgaben) und ihre weitgehende Refinan-
zierung über allgemeine Deckungsmittel, insbesondere die Steuern (= Zwangs-
einnahmen), nicht ganz bewusst ein weiter gesteckter Ausgleichs- bzw. Finan-
zierungszeitraum zuzubilligen – verbunden auch mit der Erkenntnis, dass nicht
nur Substanzerhaltung oder -mehrung, sondern auch ein bewusster (partieller)
Substanzabbau (Eigenkapitalverzehr) die reale Entwicklung in einer Gemein-
de kennzeichnen kann? Hat die jetzige kamerale Haushaltsausgleichsregel,
die – vereinfacht ausgedrückt – einen Finanzmittelüberschuss aus laufender
Geschäftstätigkeit (= des Verwaltungshaushalts, Cash flow) verlangt, der min-
destens die ordentliche Kredittilgung aus laufenden Mitteln sicherstellt, künftig
völlig ausgedient? Oder hat sie auch in einem neuen Haushaltsrecht ihre Be-
rechtigung? Und am Rande, aber mit Blick auf die volkswirtschaftliche Dimen-
sion noch viel wichtiger: Was geschieht mit dem Haushaltsrecht von Bund und
Ländern, dem bereits das „moderne“ Haushaltsrecht der Kommunen von 1974
um Lichtjahre voraus ist? Wann machen Bund und Land sich auf den Weg, ihr
Haushaltsrecht zu reformieren?



Doppik auch im Bereich der Haushalts-
wirtschaft einzuführen und die Kameralis-
tik abzulösen, haben neuen Auftrieb erhal-
ten.

Dieser Diskussion konnte sich auch der
Gesetz- und Verordnungsgeber im Lande
nicht entziehen. Die Gemeindeordnung,
die Gemeindehaushaltsverordnung und
die Gemeindekassenverordnung erhielten
Experimentierklauseln8, die es den Kom-
munen erlauben, neue Möglichkeiten der
dezentralen Ressourcenverantwortung mit
Abweichung vom gegenwärtigen Haus-
haltsrecht oder gar die Doppik als Rech-
nungsstil für die Kommune zu erproben.
Mit der letzten Änderung der GemHVO
wurden Dauerregelungen für die Budge-
tierung als Instrument der dezentralen
Ressourcenverantwortung geschaffen9. 

Der fachliche Hintergrund dazu wurde seit
1992 wesentlich in der beim Innenminis-
terium Baden-Württemberg eingerichte-
ten Arbeitsgruppe „Umgestaltung des ge-
meindlichen Haushalts- und Rechnungs-
wesens und des Gemeindewirtschafts-
rechts“ gelegt10,, die die Reformentwick-
lung im Lande steuert. Bereits 1992 wurde
im Lande mit den konzeptionellen Arbei-
ten für das neue Haushaltsrecht begonnen
und in der Folge eine ganze Reihe von
Modellprojekten aufgesetzt, in denen Mus-
terlösungen für die modernisierte Steue-
rung erarbeitet wurden. Das bekannteste
ist das Modellprojekt Doppik mit der Stadt
Wiesloch, fachlich begleitet durch Prof.
Lüder von der Hochschule Speyer. Die
Stadt Wiesloch ist 1999 als bundesweit ers-
te Kommune auf den Doppik-Solobetrieb
umgestiegen.

Ferner sind zu nennen die Modellprojekte
zum kommunalen Produktplan (1995/
1996), zu Produktkennzahlen (1997 bis
2001) sowie die Erarbeitung von Leitlini-
en für die kommunale Kosten- und Leis-
tungsrechnung (1996/1997, überarbeitet
2002). Der baden-württembergische Pro-
duktplan wird 2004/2005 zum einen an
den nun vorliegenden bundesweiten Pro-
duktrahmen angepasst, zum anderen um
die veränderten Aufgaben durch die Ver-
waltungsreform im Lande ergänzt. Alle
Projekte sind durch Vorwegentnahmen
aus der kommunalen Finanzausgleichs-
masse finanziert worden. Über den so-
wohl im Lande als auch in der länderüber-
greifenden Abstimmung bis Ende 2002 er-
reichten Entwicklungsstand wurde in der
BWGZ 7/2003 S. 268 ff. und in der

BWGZ 8/2004 S. 225 ff. bereits ein aus-
führlicher Zwischenbericht gegeben. Da-
rauf wird zur Vermeidung von Wiederho-
lungen verwiesen. 

Arbeitsschwerpunkt der Arbeitsgruppe
Umgestaltung war seit Anfang 2000 die
Erarbeitung der Regelwerksentwürfe (GemO,
GemHVO) für ein weiterentwickeltes
kommunales Haushaltsrecht. Der Gemein-
detag hat in dieser Arbeitsgruppe die Re-
formarbeiten kritisch v.a. unter dem Blick-
winkel des Steuerungsbedarfs insbeson-
dere kleinerer Städte und Gemeinden be-
gleitet und Wert darauf gelegt, dass nicht
nur ein Regelwerksentwurf für den doppi-
schen Buchungsstil, sondern auch für ein
fortentwickeltes Haushaltsrecht auf kame-
raler Grundlage (Erweiterte Kameralistik)
erarbeitet wird11. Schließlich ist bei einer
Reform (hier: der des Haushaltsrechts)
primär zu untersuchen, ob die Verände-
rung des bestehenden Systems nicht leich-
ter zu bewerkstelligen ist als ein kom-
pletter Systemwechsel (hier: Wechsel des
Rechnungsstils).12 Dies zu tun und Ergeb-
nisse gegenüberzustellen ist der Gesetz-
und Verordnungsgeber den Kommunen
schuldig. Inzwischen wurden die Arbeiten
abgeschlossen.

Das inhaltlich weitgehend übereinstim-
mende Regelwerk für ein neues Haus-
haltsrecht auf doppischer Grundlage und
in Form der Erweiterten Kameralistik
zeigt: Doppik und Kameralistik sind rein
äußerliche Varianten im Buchungsstil ei-
nes im übrigen inhaltlich praktisch iden-
tischen von der finanzwirtschaftlichen
Deckung (Ausgleich von Einnahmen und
Ausgaben) auf Erträge/Aufwendungen im
Mittelpunkt der Planung und Rechnungs-
legung umgestellten Rechnungskonzepts. 

Jedenfalls in Baden-Württemberg sollen
die Kommunen nach einem Kabinettsbe-
schluss vom 15.10.1993 unbefristet zwi-
schen der erweiterten Kameralistik und ei-
nem doppischen Haushalts- und Rech-
nungswesen auswählen können. Es be-
steht die zeitliche Vorstellung, noch in der
laufenden Legislaturperiode des Landtags
(2005) das Gesetzgebungsverfahren durch-
zuführen (In-Kraft-Treten 1.1.2006?) und
für die Einführung eine Übergangszeit von
drei bis vier Jahren vorzusehen. Ob es am
Ende – soweit erforderlich – duale Rege-
lungen in GemO, GemHVO und Gem-
KVO für die Doppik einerseits und die Er-
weiterte Kameralistik andererseits geben
wird oder ob sich die Kommunen auf-

SCHWERPUNKTAUSGABE FÜR STADT-, GEMEINDE- UND ORTSCHAFTSRÄTE BWGZ 16/2004

grund der weitgehend materiell identi-
schen Regelungen für die Doppik und die
Erweiterte Kameralistik noch vor Beginn
oder im Laufe des Gesetzgebungsverfah-
rens auf eine dieser Reformalternativen,
das heißt auf einen Buchungsstil – und
dies kann zwar nicht unbedingt fachlich
überzeugend, so doch rein faktisch nur der
Umstieg auf die Doppik sein – verständi-
gen, bleibt abzuwarten. Denn ein den
Kommunen eröffnetes Wahlrecht zwi-
schen Erweiterter Kameralistik oder Dop-
pik wird von vielen als teurer Kompromiss
mit erheblichen Schwachpunkten gese-
hen.

Schließlich läuft der Reformprozess nicht
isoliert nur in Baden-Württemberg ab.
Auch wenn das kommunale Haushalts-
recht Landesrecht ist, besteht ein – völlig
richtiger – Grundkonsens, dass das kom-
munale Haushaltsrecht länderübergrei-
fend weitestmöglich einheitlich sein soll.
Und hier zeichnet sich, obwohl die Innen-
ministerkonferenz am 21.11.2003 an
ihrem bisherigen „Doppelbeschluss“, das
heißt der den Ländern offen stehenden
Möglichkeit, den Kommunen in ihrem
Land die Wahl zwischen Doppik und Er-
weiterter Kameralistik anzubieten, festge-
halten hat, inzwischen ab, dass dem Vor-
bild des Landes Nordrhein-Westfalen wei-
tere Bundesländer folgen werden. Nord-
rhein-Westfalen hat sich als erstes Bun-
desland dafür ausgesprochen, kein Wahl-
recht zwischen Doppik und Erweiterter
Kameralistik, sondern nur einen flächen-
deckenden Umstieg (ab 2005) auf die
Doppik vorzusehen und bereits das Ge-
setzgebungsverfahren eingeleitet.

Auch in den Ländern Niedersachsen – dort
hat das Gesetzgebungsverfahren ebenfalls
begonnen – und Sachsen-Anhalt soll das
doppische Haushaltsrecht flächendeckend
verbindlich vorgeschrieben werden. In
Rheinland-Pfalz haben sich die drei kom-
munalen Landesverbände gegenüber dem
dortigen Innenministerium für einen
flächendeckenden Umstieg auf die Dop-
pik zum 1.1.2007 ausgesprochen. Dies ist
ein nicht unwichtiges Signal für die ande-
ren Bundesländer. Auch in Hessen wurde
das Gesetzgebungsverfahren bereits ein-
geleitet; ob es bei dem im Gesetzentwurf
vorgesehenen Wahlrecht zwischen Erwei-
terter Kameralistik und Doppik bleibt
bzw. es nur übergangsweise besteht, ist of-
fen. Soweit in den anderen Bundesländern
bisher noch keine offiziellen Festlegungen
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durch das Land bzw. die kommunalen Ver-
bände erfolgt sind, ist zu registrieren, dass
mehrheitlich Tendenzen zum flächen-
deckenden Umstieg auf die Doppik beste-
hen, das heißt ein Wahlrecht zwischen Er-
weiterter Kameralistik und Doppik nicht
im Raume steht.

Der nachfolgende Streifzug durch das
kommunale Haushaltsrecht in dieser Aus-
gabe der BWGZ, das insbesondere für die
neu gewählten Gemeinde-, Stadt- und Ort-
schaftsräte bestimmt ist, dürfte also letzt-
malig dem bisherigen kameralen Haus-
haltsrecht gewidmet sein. Denn für Pla-
nung, Vollzug und Rechnungslegung der
Kommunalhaushalte gelten in den nächs-
ten (fünf oder noch mehr) Jahren die jetzi-
gen Rechtsvorschriften. 

Im Anschluss an diese Beschreibung des
bisherigen kameralen Rechts wird ein
Überblick über das neue kommunale
Haushaltsrecht, dessen Inhalt und Ziele,
die Gemeinsamkeiten von bzw. Unter-

schiede zwischen den Reformwegen Dop-
pik und Erweiterter Kameralistik sowie
die praktischen Auswirkungen auf die
Haushaltswirtschaft der Gemeinden gege-
ben. Die jetzt anstehende Reform des
kommunalen Haushaltsrechts ist um eini-
ges tiefergreifend als die Reform vor 30
Jahren.

In den Kommunen, die sich sofort oder
frühzeitig nach Inkrafttreten des neuen
Rechts in den Umstellungsprozess bege-
ben, sind es die jetzt (neu) gewählten Ge-
meinde-, Stadt- und Ortschaftsräte, die
sich übergangsweise noch mit dem jetzi-
gen kameralen Haushaltsrecht, mit der
Umstellung aber auch mit dem neuen
Recht und seinen Steuerungsmöglichkei-
ten beschäftigen müssen. Und sie werden
feststellen: Vieles „kamerale“ wird ihnen
auch künftig begegnen, und manches
Neue wird nicht nur den Verwaltungen,
sondern auch den Gemeinde-, Stadt- und
Ortschaftsräten überzogen erscheinen.

ration zu erfüllen. Dementsprechend stellt
der Haushaltsplan der Gemeinde ihre Auf-
gabenerfüllung in finanzieller Hinsicht
nur unvollständig dar. Der Haushaltsplan
(= “Kämmereihaushalt“) bildet nur ei-
nen „Kernhaushalt“.

Die wesentlichsten kommunalen Aufga-
ben, die nicht im Kernhaushalt dargestellt
sind, werden in den rechtlich unselbstän-
digen, aber wirtschaftlich aus der Haus-
haltsplanung und der Jahresrechnung der
Gemeinde ausgegliederten (und mehr
oder weniger auch organisatorisch ver-
selbständigten) Eigenbetrieben erledigt
(insbesondere die Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung). Aufgrund dieser
wirtschaftlichen Verselbständigung spricht
man von Sondervermögen (§§ 96 Abs. 1
Nr. 3 GemO, 12 EigBG). Seit dem 1.1.
199213 ist die Eigenbetriebsform auch für
nichtwirtschaftliche Unternehmen und
Einrichtungen wie zum Beispiel die Ab-
wasserbeseitigung zugelassen und eröff-
net eine breite Palette von Möglichkeiten
für die Ausgestaltung von Verfassung und
Verwaltung des Eigenbetriebs durch Be-
triebssatzung. Drei Jahre später14 wurde
die Eigenbetriebsform auch für Hilfsbe-
triebe eröffnet. Voraussetzung ist, dass Art
und Umfang des Unternehmens, der Ein-
richtung oder des Hilfsbetriebs eine
selbstständige Wirtschaftsführung recht-
fertigen.

Seit dem 1.1.1992 hat die Eigenbetriebs-
form erheblich an Bedeutung gewonnen.
Zwar gibt es keine exakten Zahlen darü-
ber, die den finanzmäßigen Umfang des-
sen, was aus dem kameralen Haushalt an
Einnahmen und Ausgaben des Verwal-
tungs- und des Vermögenshaushalts aus-
gegliedert wurde, beschreiben15. Jedoch
spricht allein die Tatsache, dass die Schul-
den der Eigenbetriebe inzwischen die
Schulden der Kämmereihaushalte über-
steigen, für sich. Bei den Landkreisen sind
es ferner die Krankenhäuser, die in Son-
derrechnungen neben dem Kreishaushalt
geführt werden. Auch bei der Feuerwehr
kann für die Kameradschaftspflege und
die Durchführung von Veranstaltungen
ein Sondervermögen gebildet und eine
Sonderrechnung geführt werden (§§ 96
Abs. 1 Nr. 5 GemO, 18a FwG), ohne dass
dadurch ein selbständiger Rechtsträger
neben der Gemeinde entsteht.16

Die interkommunale Zusammenarbeit
findet sich vorrangig in Zweckverbänden
(zum Beispiel für die gemeinsame Was-
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Quelle: KGSt-Info v. 25.7.2004

Übersicht über die beabsichtigte Grundrichtung des neuen Haushalts- und Rechnungswesens 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Baden-Württemberg  Wahlrecht 

Bayern  Wahlrecht 

Berlin  kein Umstieg geplant 

Brandenburg  Doppik, ÜZ bis 2012 

Bremen Doppik, ÜZ bis 2008  

Hamburg Doppik, ÜZ bis 2005  

Hessen  Wahlrecht, ÜZ 2006  

Mecklenburg-Vorpommern  Bisher diffuses Meinungsbild 

Nordrhein-Westfalen  Doppik, ÜZ bis 2007  

Niedersachsen  Doppik, ÜZ bis 2009  

Rheinland-Pfalz  Doppik ab 2007 (ohne ÜZ) 

Saarland  Tendenz Doppik, bisher keine Festlegungen 

Sachsen  Tendenz Doppik, ÜZ bis 2010 

Sachsen-Anhalt  Doppik, Übergangszeit bis 2009  

Schleswig-Holstein  Tendenz: Wahlrecht 

Thüringen  Tendenz: Doppik, ÜZ bis 2009  
 

1. Gemeindewirtschaft – Haushaltswirtschaft
Die maßgeblichen Vorschriften über die
Gemeindewirtschaft sind in den §§ 77 bis
117 GemO enthalten. Ergänzende Vor-
schriften hierzu sind neben dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBG) eine ganze Reihe
von Verordnungen (v.a. Gemeindehaus-
haltsverordnung – GemHVO, Gemeinde-
kassenverordnung – GemKVO, Gemein-
deprüfungsordnung – GemPrO, Eigenbe-
triebsverordnung – EigBVO) und Verwal-
tungsvorschriften. Zentraler Begriff ist die
Haushaltswirtschaft und damit verbun-
den der gemeindliche Haushaltsplan 

und die Jahresrechnung (§§ 77 bis 95 
GemO). Der engere Begriff der Haushalts-
wirtschaft erfasst alles Handeln der Ge-
meinde für die Aufgabenerfüllung, soweit
es nicht wirtschaftlich und/oder rechtlich
ausgelagert stattfindet. 
Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, alle
ihr obliegenden Aufgaben auch selbst zu
erfüllen; sie kann sich zur Durchführung
eigener Betriebe und Unternehmen eben-
so bedienen wie privater Dritter. Schließ-
lich gibt es noch die Möglichkeit, be-
stimmte Aufgaben in kommunaler Koope-



serversorgung, Abwasserbeseitigung, Ab-
fallwirtschaft, interkommunale Gewerbe-
gebiete usw.) und Gemeindeverwaltungs-
verbänden. Die Verbände sind rechtlich
selbständige juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts mit eigener Planung und
Wirtschaftsführung.

Teilweise erfüllen die Kommunen ihre
Aufgaben (ihren „öffentlichen Zweck“)
auch in rechtlich selbständigen Unter-
nehmen des privaten Rechts, die ihnen
ganz oder teilweise gehören. GmbHs, in
größeren Städten auch AGs sind die klas-
sische Betriebsform in der Versorgungs-
und Verkehrswirtschaft. Im Jahr 1999 hat
der Landtag die Voraussetzungen, unter
denen die Gemeinde wirtschaftliche Un-
ternehmen sowie nichtwirtschaftliche Un-
ternehmen und Einrichtungen in Pri-
vatrechtsform führen darf, grundlegend
neu gestaltet. Der bisher im Gesetz statu-
ierte Vorrang des Eigenbetriebs vor pri-
vatrechtlichen Unternehmensformen, der
in der Vergangenheit für heftige Diskus-
sionen sorgte, wurde beseitigt. An dessen
Stelle trat als Zulässigkeitsvoraussetzung
für privatrechtliche Unternehmen eine
nachhaltige Mindestdeckung der Aufwen-
dungen durch Umsatzerlöse (mindestens
25 Prozent). Zur Sicherung und Stärkung
des kommunalen Einflusses in pri-
vatrechtlichen Unternehmen sind die das
Beteiligungsmanagement (Steuerung und
Überwachung der Unternehmen) regeln-
den Vorschriften deutlich erweitert wor-
den. Als mehr äußeres Zeichen davon sind
künftig jährliche Beteiligungsberichte zu
erstellen und zu veröffentlichen (§ 105
Abs. 2 GemO).

Ob und in welcher Form in die Gemeinde-
ordnung ein Vorrang der Privatwirtschaft,
das heißt ein Subsidiaritätsvorbehalt für
die wirtschaftliche Betätigung der Kom-

munen aufgenommen
werden sollte, war zwi-
schen den Regierungs-
fraktionen umstritten
und blockierte das Ge-
setzgebungsverfahren
geraume Zeit. Der
Landtag hat im Sinne
einer Kompromissfor-
mel gegen den aus-
drücklichen Wider-
stand der Kommunen
nur eine einfache Sub-
sidiaritätsklausel auf-
genommen, nach der

eine kommunale Wirtschaftstätigkeit nur
dann zulässig ist, wenn der Zweck nicht
besser und wirtschaftlicher durch einen
anderen erfüllt wird oder erfüllt werden
kann. Ausgenommen von dieser Subsi-
diaritätsklausel ist das weite Feld der kom-
munalen Daseinsvorsorge (dazu zählen et-
wa der Wohnungsbau, das Krankenhaus-
wesen, der öffentliche Personennahver-
kehr, die Wasser- und Energieversorgung
sowie die Entsorgungswirschaft). Auch
rechtlich selbständige Stiftungen des öf-
fentlichen oder privaten Rechts sind
Rechtsformen für die Erfüllung öffentli-
cher (kommunaler) Aufgaben.

Es liegt auf der Hand, dass jede wirtschaft-
liche oder rechtlich-wirtschaftliche Aus-
gliederung gemeindlicher Aufgabenerfül-
lung die Bedeutung und Aussagekraft des
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Kernhaushalts in Plan und Ergebnis (=  Jah-
resrechnung) schwächt. Auch zwischenge-
meindliche Haushaltsvergleiche und Ver-
gleiche in und mit landes- oder bundeswei-
ten Kommunalstatistiken werden dadurch
erschwert. Es seien nur die Stichworte Aus-
lagerung von Schulden (s.o.) und Personal-
ausgaben angeführt. Gleichwohl werden
auch die wirtschaftlich (und rechtlich) aus-
gelagerten Bereiche ansatzweise von der
Haushaltsplanung und Jahresrechnung er-
fasst: Der Lieferungs- und Leistungsaus-
tausch zwischen der Gemeinde und ihren
Sondervermögen oder den selbständigen
Rechtsträgern muss in Haushaltsplan und
Jahresrechnung dargestellt werden (zum
Beispiel Wasserlieferungen des Eigenbe-
triebs an die Gemeinde, Personalgestel-
lungsentgelte, gegenseitige Darlehensge-
währung, Konzessionsabgabe, Umlagen an
Zweckverbände... ).

Letztlich findet auch die Ablieferung von
Gewinnen und der Ausgleich von Verlus-
ten der wirtschaftlichen Unternehmen
ihren Niederschlag in Haushaltsplan und
Jahresrechnung. Im Falle einer echten 
(= materiellen) Privatisierung einer kom-
munalen Aufgabe weist der Kernhaushalt
die Förderzuschüsse der Kommune aus
(zum Beispiel Personal- und Betriebskos-
tenzuschüsse für kirchliche Kindergärten,
Zuschüsse an einen Schwimmbad-Träger-
verein, an eine Sozialstation, andere Ver-
einszuschüsse ....).
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Gemeindliche Aufgabenerfüllung

Gemeinde

(Kernhaushalt
= Kameralhaushalt)

Sondervermögen
(rechtlich unselb-

ständig, wirtschaftlich
verselbständigt)

selbständige
Rechtspersonen

Eigenbetriebe /
Krankenhäuser

Unselbständige
Versorgungs- und

Versicherungseinrichtungen

Kameradschaftskasse
(Feuerwehr)

Zweckverbände,
Gemeindever-

waltungsverbände

Unternehmen in
Privatrechtsform
(z. B. AG, GmbH)

Treuhandvermögen
(z. B. selbständige

Stiftungen)

einschließlich Sondervermögen, das im 
Haushalt der Gemeinde nachzuweisen 
ist (Gemeindegliedervermögen und 

unselbständige Stiftungen)

2. Haushaltskreislauf
Die Haushaltswirtschaft vollzieht sich in
mehreren aufeinander folgenden Phasen.
Dieser Haushaltskreislauf beginnt einige
Zeit vor dem Haushaltsjahr und endet erst
nach dessen Ablauf:

Aufstellung von Haushaltssatzung und
Haushaltsplan. Die vom Gemeinderat be-
schlossene Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan soll der Rechtsaufsichtsbehörde
sogar spätestens am 1.12. vor Beginn des
Haushaltsjahres vorliegen (§ 81 Abs. 3
GemO, Grundsatz der Vorherigkeit). Pa-
rallel zur Haushaltsplanung erfolgt die
Überprüfung und Neukalkulation von Ge-
bühren und anderen Benutzungsentgelten,
gegebenenfalls die Neufestlegung von
Steuersätzen, soweit dies (bei der Grund-
und Gewerbesteuer) nicht der Haushalts-
satzung vorbehalten wird. 

● Die zweite Phase im Haushaltskreislauf
ist der Haushaltsvollzug im Haushalts-
jahr. Haushaltsvollzug ist die Begründung
von Ansprüchen für die Gemeinde und die
Durchsetzung dieser Ansprüche (etwa die
Veranlagung von Steuern und Abgaben),
das Eingehen von Verpflichtungen für die

Folgejahr

Haushaltsjahr

Planung

Vollzug

Rechnungslegung

Vorjahr
31.12.

1.1.

1.1. 31.12.

31.12.

1.1.

Der Haushaltskreislauf

● Die Haushaltsplanung beginnt als
Grobplanung schon sehr früh mit der Fi-
nanzplanung und dem Investitionspro-
gramm des Vorvorjahres und des Vorjah-
res. Etwa ab Sommer des Vorjahres erfolgt
dann die Feinplanung mit der konkreten
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Gemeinde und die Erfüllung dieser Ver-
pflichtungen (etwa die Verwirklichung ei-
nes Bauvorhabens). Zum Haushaltsvoll-
zug gehört aber auch der kassenmäßige
Vollzug durch die Gemeindekasse und die
Buchführung.

● Die Dokumentation der Kassenvorgän-
ge beginnt bereits mit den Buchungen und
den ihr vorangehenden Schritten während
des Haushaltsjahres (Belege/Kassenan-
ordnungen mit begründenden Unterlagen
und sachlicher und rechnerischer Feststel-
lung). Nach Ablauf des Haushaltsjahres
beginnt die eigentliche Rechnungsle-
gung. Die Jahresrechnung (§ 95 GemO,
§§ 39-44 GemHVO) muss bis zum 30.6.
des Folgejahres vom Fachbediensteten für
das Finanzwesen (§ 116 Abs. 1 GemO)
aufgestellt werden. Im Anschluss hieran
findet bei Gemeinden mit einem Rech-
nungsprüfungsamt oder Rechnungsprüfer
die örtliche Prüfung der Jahresrech-
nung statt (§§ 109, 110 GemO). Bis zum

Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden
Jahres muss der Gemeinderat die Jah-
resrechnung feststellen (§ 95 Abs. 2 
GemO). Hieran schließt sich die überört-
liche Prüfung der Jahresrechnung durch
das Landratsamt bzw. bei Gemeinden ab
4000 Einwohnern durch die Gemeinde-
prüfungsanstalt an (§§ 113, 114 GemO).
Über den wesentlichen Inhalt des Prü-
fungsberichts ist der Gemeinderat zu un-
terrichten.

Die Kreisläufe für die einzelnen Haus-
haltsjahre müssen sich zwangsläufig über-
lagern. Während etwa für das Haushalts-
jahr 2004 die Ausführungsphase läuft,
muss bereits für das Jahr 2005 der neue
Haushaltsplan aufgestellt werden. Zu-
gleich ist die Rechnungslegung für das
Haushaltsjahr 2003 mit der Feststellung
der Jahresrechnung abzuschließen; evtl.
sich hieraus ergebende Konsequenzen
sind bereits im neuen Haushaltsplan zu
berücksichtigen.

die Grund- und die Gewerbesteuer in einer
besonderen Hebesatz-Satzung festgesetzt
wurden, können die Hebesätze allenfalls
nachrichtlich „am Ende“ der Haushalts-
satzung aufgeführt werden. 

3.3 Erlass der Haushaltssatzung
Beim Zustandekommen der Haushaltssat-
zung sind die folgenden Schritte (Stadien)
zu unterscheiden:

3.3.1 Entwurf der Haushaltssatzung

Die Aufstellung des Entwurfs der Haus-
haltssatzung mit Haushaltsplan gehört zu
den Aufgaben des Fachbediensteten für
das Finanzwesen (§ 116 Abs. 1 GemO). In
kleineren Gemeinden ohne einen speziel-
len Fachbediensteten für das Finanzwesen
ist der fachlich vorgebildete Bürgermeis-
ter dafür zuständig. Bei kleineren Ge-
meinden in einer Verwaltungsgemein-
schaft erledigt diese die Haushaltsplange-
schäfte.

Am Zustandekommen des Verwaltungs-
entwurfs sind alle bewirtschaftenden
Dienststellen („modern“: Fachbereiche)
der Gemeindeverwaltung (Hauptamt, Per-
sonalamt, Schulverwaltung, Bauamt usw.)
beteiligt. Die Ämter/Fachbereiche melden
(im herkömmlichen Verfahren) ihren Mit-
telbedarf mit entsprechenden Schätzungs-
und Berechnungsunterlagen an. Im Regel-
fall werden dafür aufgrund der bekannten
oder erwarteten Haushaltsentwicklung be-
reits (grobe) Rahmen und Finanzziele 
vorgegeben. Im Einvernehmen mit den
Dienststellenleitern und dem Bürgermeis-
ter (Abstimmung, das heißt Konsolidie-
rung aller Anmeldungen, Streichung von
Ausgabe-Wünschen, Setzen von Prioritä-
ten) hat dann der Fachbedienstete für das
Finanzwesen den Haushaltsentwurf auf-
zustellen. 

Bei Budgetierungsmodellen läuft das
Planaufstellungsverfahren etwas anders
ab: Zunächst sind vom Fachbediensteten
für das Finanzwesen (natürlich in Zusam-
menarbeit mit den Ämtern bzw. Fachbe-
reichen) die voraussichtlichen Einnahmen
(Steuern, Finanzzuweisungen) zu berech-
nen bzw. zu schätzen. In einem zweiten
Schritt sind die Ausgaben zu ermitteln
(und vorab zu dotieren), die weder dem
Grunde noch der Höhe nach von der Ge-
meinde beeinflusst werden können (zum
Beispiel Gewerbesteuerumlage, Finanz-
ausgleichsumlage, Kreisumlage ...). Aus
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3. Die Haushaltssatzung
Das Budgetrecht (die Etathoheit), also die
– immer wieder als vornehmstes Recht der
Bürgervertretung bezeichnete – Zustän-
digkeit für die Haushaltsplanung und da-
mit die finanzpolitischen Zielsetzungen,
liegt beim Gemeinderat. Der Gesetzgeber
hat dem Beschluss über den Haushalt der
Gemeinde wegen seiner Bedeutung des-
halb Ortsgesetzqualität beigemessen (Be-
schluss über die Haushaltssatzung). Auch
bei Bund und Ländern wird der Haushalt
durch Gesetz beschlossen.

3.1 Ortssatzung 
mit Besonderheiten

Die Haushaltssatzung ist wie jede andere
Satzung ein Ortsgesetz nach § 4 GemO.
Allerdings gelten für sie durch die §§ 79
ff. GemO einige vom übrigen Satzungs-
recht abweichende Besonderheiten:

Die Haushaltssatzung ist eine Pflichtsat-
zung (Satzungszwang!). Sie gilt nur für
ein Haushaltsjahr (auch bei Doppelhaus-
halten, § 79 Abs. 2 GemO), kann jedoch
Nachwirkungen entfalten (s.u. 6.2). Sie
tritt immer mit Beginn des Haushaltsjah-
res in Kraft, auch wenn sie erst später er-
lassen wird (§ 79 Abs. 3 GemO). Die
Haushaltssatzung ist der Rechtsaufsichts-
behörde vorzulegen (§§ 81 Abs. 3, 121
Abs. 2 GemO); für andere Satzungen be-
steht nur eine Anzeigepflicht (§ 4 Abs. 3

GemO). Einzelne Teile der Haushaltssat-
zung bedürfen der Genehmigung der
Rechtsaufsichtsbehörde (siehe nachste-
hend 3.3.3). Die Haushaltssatzung entfal-
tet nur in Teilen eine unmittelbare Rechts-
wirkung nach außen, sie hat in der Regel
nur Bindungswirkung nach innen (siehe
nachstehend 3.2). Für die Publizität im
Satzungsverfahren gelten gegenüber an-
deren Satzungen erhöhte Anforderungen
(siehe nachstehend 3.3). Eine Änderung
kann nur im Wege der Nachtragssatzung
erfolgen (siehe unten 6.3.2).

3.2 Rechtswirkungen
Der Inhalt der Haushaltssatzung bindet als
„Binnensatzung“ nur die Verwaltung
(und natürlich auch den Gemeinderat) und
entfaltet grundsätzlich keine Rechtswir-
kung nach außen. Dies kommt auch in 
§ 80 Abs. 3 GemO für den Haushaltsplan als
Teil der Haushaltssatzung zum Ausdruck:
Ansprüche und Verbindlichkeiten werden
durch ihn weder begründet noch aufgeho-
ben. Ausgenommen von der rein internen
Verbindlichkeit sind abgabenrechtliche
Vorschriften wie die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze. Die Haushaltssatzung
entfaltet insoweit Außenwirkung, als die
Grund- und Gewerbesteuerhebesätze in
der Haushaltssatzung festgesetzt werden.
Falls – was zulässig ist – die Hebesätze für



der verbleibenden Finanzmasse wird das
Budget für die Fachbereiche abgeleitet
und in einem Eckwertebeschluss des Ge-
meinderats festgehalten. Auf Grund des
Eckwertebeschlusses erarbeiten die
Fachbereiche die Entwürfe ihrer Teilhaus-
halte (= Mittelanmeldungen), die dann
zum Haushaltsplanentwurf für den Ge-
meinderat zusammengefasst werden. Das
herkömmliche Bottom-up-Verfahren wird
also überlagert durch ein Top-down-
Verfahren (Eckwertebeschluss des Ge-
meinderats für Budgets), das heißt die
Haushaltsplanaufstellung erfolgt in einer
Art Gegenstromverfahren. 

Der Entwurf der Haushaltssatzung und
des Haushaltsplans ist dem Gemeinderat
zur Beratung und Beschlussfassung zuzu-
leiten (Einbringung des Haushalts-
plans). In den Ausschüssen erfolgt eine
Vorberatung. Soweit Ansätze berührt sind,
welche Ortschaften berühren, sind auch
die Ortschaftsräte zu hören (§ 70 Abs. 1
GemO).

Der Entwurf der Haushaltssatzung ist
nach ortsüblicher Bekanntgabe an 7 Ta-
gen (Einsichtsmöglichkeit muss an jedem
Tag bestehen!) öffentlich auszulegen (§ 81
Abs. 1 S. 1 GemO). In der ortsüblichen
Bekanntgabe ist auf Zeit und Ort der öf-
fentlichen Auslegung sowie auf die Frist
für mögliche Einwendungen hinzuweisen.
Die Auslegung kann frühestens am Tag
nach dem Hinweis durch ortsübliche Be-
kanntgabe beginnen. Gegen den Entwurf
können Einwohner und Abgabepflichtige
innerhalb einer 7-tägigen Ausschlussfrist
Einwendungen erheben (§ 81 Abs. 1 S. 2
GemO). Diese beginnt am Tag nach Ab-
lauf der Auslegung. Die Gemeinde ist ver-
pflichtet, die Einwendungen zu behan-
deln. Über die Einwendungen beschließt
der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung 
(§ 81 Abs. 1 S. 3 GemO), spätestens mit
dem Beschluss über die Haushaltssatzung.

Außer diesem Einwendungsrecht ist eine
förmliche Beteiligung der Einwohner und
Bürger am Zustandekommen des Haus-
haltsplans bewusst nicht gesetzlich vorge-
sehen; schließlich wird der Haushalt durch
die Gemeinderäte als gewählte Vertreter
(§ 24 Abs. 1 GemO) beschlossen. Eine
stärkere Bürgerbeteiligung ist aber nicht
ausgeschlossen; sie wird auch in einer
Reihe von Städten und Gemeinden in ganz
Deutschland modellhaft durchgeführt (Stich-
worte: Bürgerhaushalt, Beteiligungshaus-
halt). Unabhängig davon informieren

mehr und mehr Kommunen ihre Einwoh-
ner über die gesetzlichen Anforderungen
hinaus mit Faltblättern, Broschüren, Dar-
stellungen auf ihren Internetseiten usw.
über die Entwicklung der Haushaltswirt-
schaft. 

3.3.2 Beschluss über 
die Haushaltssatzung

Nach Abschluss der Beratungen be-
schließt der Gemeinderat in öffentlicher
Sitzung über die Haushaltssatzung und
stellt damit zugleich den Haushaltsplan 
in allen seinen Bestandteilen fest (§ 81 
Abs. 2 GemO).

3.3.3 Vorlage an 
die Rechtsaufsichtsbehörde;
genehmigungspflichtige Teile

Die vom Gemeinderat beschlossene Haus-
haltssatzung mit Haushaltsplan (und des-
sen Anlagen) ist der Rechtsaufsichts-
behörde vorzulegen. Sie soll ihr spätestens
einen Monat vor Beginn des Haushaltsjah-
res vorliegen (§ 81 Abs. 3 GemO – im Zu-
sammenhang damit steht die Monatsfrist
des § 121 Abs. 2 GemO). Ziel dieser Soll-
vorschrift (Vorherigkeitsgrundsatz) ist,
schon ab Jahresanfang die Haushaltswirt-
schaft auf der Grundlage einer rechtskräf-
tigen Haushaltssatzung mit Haushaltsplan
führen können. 

Dieser Sollvorschrift konnten die Ge-
meinden in den letzten Jahren praktisch
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kaum nachkommen, denn regelmäßig
klärten sich die steuerlichen Rahmenbe-
dingungen für das kommende Jahr erst in
den letzten Tagen des Jahres17. Auch in
diesem Jahr werden die Orientierungsda-
ten des Innen- und Finanzministeriums für
die kommunale Haushaltsplanung mit den
voraussichtlichen Eckdaten des kommu-
nalen Finanzausgleichs im Haushaltser-
lass 2005 erst nach der Sommerpause vor-
liegen.

Für die haushaltslose Zeit (sog. Interims-
zeit) gilt § 83 GemO (vorläufige Haus-
haltsführung, s.u. 6.2).

Die Vorlage der Haushaltssatzung hat
zum Ziel, der Rechtsaufsichtsbehörde Ge-
legenheit zur Gesetzmäßigkeitsprüfung zu
geben. Die Rechtsaufsichtsbehörde kann
den Beschluss über die Haushaltssatzung
insgesamt beanstanden oder (punktuell)
einzelne Verstöße gegen haushaltsrechtli-
che Vorschriften rügen (§ 121 Abs. 1 Ge-
mO). Die Gesetzmäßigkeit gilt als be-
stätigt, wenn die Rechtsaufsichtsbehörde
den Beschluss über die Haushaltssatzung
nicht innerhalb eines Monats nach Vorlage
beanstandet hat (§ 121 Abs. 2 GemO).

Folgende Festsetzungen der Haushaltssat-
zung bedürfen nach der Gemeindeord-
nung der Genehmigung durch die
Rechtsaufsichtsbehörde:

● Der Gesamtbetrag der vorgesehenen
Kreditaufnahmen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen – Kre-
ditermächtigung (§ 87 Abs. 2 GemO);
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Materielle Voraussetzungen: Formelle Voraussetzungen:

� Finanzierungsgegenstand:
� Investitionen
� Investitionsförderungsmaßnahmen
� Umschuldungen

� Haushaltssatzung
� muss Gesamtbetrag der vorgesehe-

nen Kreditaufnahmen (= Kredit-
ermächtigung) enthalten

� Genehmigung der Kreditermächti-
gung durch die Rechtsaufsichts-
behörde

Kreditaufnahmevoraussetzungen (§ 87 GemO)

� Nachrangigkeit
� Unmöglichkeit einer anderen 

Finanzierung, d.h. sonstige Ein-
nahmequellen ausgeschöpft

oder
� andere Finanzierung wäre wirt-

schaftlich unzweckmäßig/nachteilig

� geordnete Haushaltswirtschaft
� Kreditverpflichtungen müssen mit 

der dauernden Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde in Einklang stehen

� Veranschlagung im Haushaltsplan
� Aufnahme, Tilgung und Kredit-

beschaffungskosten im VmH
� Zinsen im VwH

� Entscheidung über Kreditaufnahme
� i.d.R. durch Gemeinderat, ggf. 

Delegation auf Ausschuss oder BM

� Einzelgenehmigung des Kredit-
vertrags (§ 87 Abs. 4 GemO)

� zur Zeit nicht verlangt
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● der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen, soweit für Ausgaben in
künftigen Jahren ein Kreditbedarf entsteht
(§ 86 Abs. 4 GemO);

● der Höchstbetrag der Kassenkredite,
wenn dieser ein Fünftel der im Verwal-
tungshaushalt veranschlagten Einnahmen
übersteigt (§ 89 Abs. 2 GemO).

3.3.4 Öffentliche Bekanntmachung,
Auslegung

Nach Bestätigung der Gesetzmäßigkeit
bzw. nach Ablauf der Monatsfrist gemäß 
§ 121 Abs. 2 GemO ist die Haushaltssat-
zung mit ihrem vollen Wortlaut öffentlich
bekanntzumachen und der Haushalts-
plan (samt Anlagen) wieder an mindes-
tens 7 Tagen öffentlich auszulegen (§ 81
Abs. 4 GemO). Die öffentliche Auslegung
des Haushaltsplans ist der gesetzlich vor-
gesehene Ersatz für die öffentliche Be-
kanntmachung seines Inhalts. Enthält die
Haushaltssatzung genehmigungspflichti-
ge Teile, darf sie erst nach der Genehmi-
gung öffentlich bekanntgemacht werden
(§ 81 Abs. 4 GemO). In der Bekanntma-
chung ist auf die Auslegung hinzuweisen.
Die Frist für die Auslegung des Haushalts-
plans beginnt am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntmachung.

3.3.5 In-Kraft-Treten

Die Haushaltssatzung wird mit Abschluss
der im Anschluss an die öffentliche Be-
kanntmachung erfolgten Auslegung des
Haushaltsplans wirksam. Sie tritt mit Be-
ginn des Haushaltsjahres in Kraft, für das
sie gilt (§ 79 Abs. 3 GemO), also ggf. rück-
wirkend.

3.4 Inhalt der Haushaltssatzung

Der Inhalt der Haushaltssatzung ist in sei-
nen wichtigsten Teilen gesetzlich festge-
legt, jedoch nicht abschließend bestimmt.
Der Haushaltsplan wird zwar unmittelbar
Satzungsinhalt (§§ 79 Abs. 2 Nr. 1, 80
Abs. 1 GemO). Die Eckdaten des Haus-
haltsplans werden jedoch in der Haus-
haltssatzung ausdrücklich festgesetzt:

● Gesamtbeträge der Einnahmen und
Ausgaben für das Haushaltsjahr ge-
trennt nach Verwaltungs- und Vermögens-
haushalt;

● Gesamtbetrag der vorgesehenen Kre-
ditaufnahmen für Investitionen und Inves-

titionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung);

● Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen, das heißt der vorgesehenen
Ermächtigungen zum Eingehen von Ver-
pflichtungen für künftige Haushaltsjahre.

Ferner gehört zum Inhalt der Haushalts-
satzung die Festlegung des Höchstbe-
trags der Kassenkredite (§ 89 GemO)
und die Festsetzung der Realsteuerhe-
besätze (sofern diese nicht in einer beson-
deren Hebesatz-Satzung festgelegt wur-
den/werden). Kassenkredite im Sinne des
§ 89 GemO sind von den Krediten zur In-
vestitionsfinanzierung (§ 87 GemO) zu
unterscheiden; es handelt sich um vorü-
bergehende Kassenverstärkungsmittel zur
Aufrechterhaltung der – aus welchen
Gründen auch immer – in Frage gestellten
Kassenliquidität18. Werden die Realsteuer-
hebesätze in der Haushaltssatzung festge-
setzt, ist das für die Haushaltssatzung vor-
geschriebene Verfahren einzuhalten, das
heißt der Beschluss über die Hebesatzfest-
setzung kommt erst mit der endgültigen
Beschlussfassung über den bereits ausge-

legten Entwurf der Haushaltssatzung zu-
stande. Eine Erhöhung der Hebesätze
muss vom Gemeinderat bis zum 30. Juni
beschlossen sein, wenn sie noch für das
betreffende Jahr wirksam werden soll 
(§§ 16 Abs. 3 GewStG, 25 Abs. 3 GrStG).

Beispiele für den weiteren Inhalt einer
Haushaltssatzung (des Haushaltsplans als
Bestandteil der Haushaltssatzung) sind die
typischen Haushaltsplanvermerke über
Zweckbindung, einseitige, gegenseitige
oder unechte Deckungsfähigkeit, Über-
tragbarkeit von Ausgabeansätzen, Sperr-
vermerke oder Zustimmungsvorbehalte.

Aufgrund des § 145 GemO hat das Innen-
ministerium Baden-Württemberg in einer
Verwaltungsvorschrift19 verbindliche Mus-
ter für die Haushaltssatzung vorgeschrieben
(Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der
Haushalte). Die Form der Haushaltssatzung
ergibt sich aus Anlage 4 zu dieser Verwal-
tungsvorschrift. Auch für fast alle Bestand-
teile und Anlagen des Haushaltsplans ist in
der VwV Gliederung und Gruppierung die
Darstellungsform verbindlich vorgeschrie-
ben.
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4. Der Haushaltsplan
Der Haushaltsplan ist der wesentlichste
Teil der Haushaltssatzung und damit das
Ordnungsinstrument für die gemeindliche
Haushaltssatzung. Als Bestandteil der
Haushaltssatzung hat er Satzungsqualität.
Der Haushaltsplan enthält alle im Haus-
haltsjahr für die Aufgabenerfüllung vo-
raussichtlich eingehenden Einnahmen, die
zu leistenden Ausgaben und die erforderli-
chen Verpflichtungsermächtigungen. Der
Haushaltsplan ist Grundlage für die Haus-
haltswirtschaft der Gemeinde; er ist für 
die Haushaltsführung verbindlich. Keine
rechtliche Bindungswirkung haben die
Anlagen zum und die Erläuterungen im
Haushaltsplan. Als Teil der Haushaltssat-
zung kann der Haushaltsplan nur durch ei-
ne Nachtragssatzung (mit entsprechen-
dem Nachtragsplan) geändert werden. An-
sprüche und Verbindlichkeiten Dritter
werden durch ihn weder begründet noch
aufgehoben (§ 80 Abs. 3 GemO).

4.1 Einteilung in einen 
Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt

Während Bund und Länder nach wie vor
sämtliche Einnahmen und Ausgaben in ei-

nem einheitlichen Haushaltsplan zusam-
menfassen, sind die Haushaltspläne der
Gemeinden in einen Verwaltungshaushalt
und einen Vermögenshaushalt aufgeglie-
dert. Durch diese Zweiteilung und das
Herauslösen der vermögenswirksamen
Einnahmen und Ausgaben soll der Vermö-
gens- und Investitionsbereich der Ge-
meinden besonders hervorgehoben wer-
den. Die Unterscheidung zwischen Ver-
mögens- und Verwaltungshaushalt ist ins-
besondere mit Blick auf die Kreditfinan-
zierung von Bedeutung, da Kredite nur im
Vermögenshaushalt und nur für Investitio-
nen aufgenommen werden dürfen.

Vereinfacht kann gesagt werden, dass im
Verwaltungshaushalt die laufenden (jedes
Jahr wiederkehrenden) Einnahmen und
Ausgaben und im Vermögenshaushalt die
Investitionen und ihre Finanzierung dar-
gestellt werden. Die Abgrenzungsvor-
schrift in § 1 GemHVO beschreibt positiv,
was in den Vermögenshaushalt aufzuneh-
men sind, während die übrigen Einnah-
men und Ausgaben solche des Verwal-
tungshaushalts sind.

Nicht alle von der Gemeinde zu verein-
nahmenden und zu verausgabenden Beträ-



ge müssen auch im Haushaltsplan veran-
schlagt und beim Haushaltsvollzug in den
Sachbüchern des Verwaltungs- oder Ver-
mögenshaushalts verbucht werden. Haus-
haltsfremde Vorgänge, das heißt Einnah-
men und Ausgaben, die sich nicht (oder
noch nicht) auf den Haushalt auswirken,
sind veranschlagungsfrei. Gleichwohl
müssen sie rechnungsmäßig bei der Ge-
meinde festgehalten werden. Hierzu dient
das Sachbuch für haushaltsfremde Vor-
gänge (§ 27 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO). Bei-
spiele für veranschlagungsfreie durchlau-
fende Gelder sind zum Beispiel die einbe-
haltenen Steuer- und Sozialversicherungs-
abzüge vom Arbeitslohn, die an das Fi-
nanzamt bzw. an die Krankenkasse weiter-
zuleiten sind.

4.2 Was gehört in den 
Haushaltsplan? Einnahmen,
Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen

Da der Haushaltsplan die rechtliche
Grundlage für die Ausgaben ist, müssen
alle Beträge aufgenommen werden, die

Zu den vorgesehenen Einnahmen und
Ausgaben kommen (nur im Vermögens-
haushalt) die Verpflichtungsermächti-
gungen (§ 86 GemO) hinzu. Diese erlau-
ben das Eingehen von Verpflichtungen,
die künftige Haushaltsjahre mit Ausgaben
belasten werden. Eine Gemeinde darf für
Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen, die künftige Haushaltsjahre
belasten, grundsätzlich keine Verpflich-
tung eingehen (etwa Bauverträge abschlie-
ßen), da der Haushaltsplan nur zu Ausga-
ben im Haushaltsjahr ermächtigt (Grund-
satz der Kassenwirksamkeit bei der Veran-
schlagung, s.u. 5.5).

Insbesondere bei län-
gerfristigen Investitio-
nen (zum Beispiel dem
Bau eines Schulzen-
trums über einen Zeit-
raum von vier Jahren)
ergibt sich jedoch die
Notwendigkeit, Aufträ-
ge zu erteilen, die auch
in den auf das Haus-
haltsjahr folgenden Jah-
ren zu Ausgaben füh-
ren. Dies wird durch
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die Veranschlagung von Verpflichtungser-
mächtigungen ermöglicht. Wichtig ist da-
bei, dass die Verpflichtungsermächtigun-
gen nur zum Eingehen von Verpflichtun-
gen, nicht dagegen zu Ausgaben ermächti-
gen. Sie fallen daher nicht unter die im
Haushaltsplan aufgeführten Ausgaben
und sind deswegen zusätzlich in einer be-
sonderen Spalte im Haushaltsplan zu ver-
anschlagen.

Die Gemeinde muss bei der einzelnen Ver-
pflichtungsermächtigung angeben, wie
sich die Belastung voraussichtlich auf die
künftigen Jahre verteilt (§ 9 GemHVO).
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen bedarf nach § 86 Abs. 4 
GemO insoweit der Genehmigung, als in
den Jahren, in denen voraussichtlich Aus-
gaben aus den Verpflichtungen erwach-
sen, Kreditaufnahmen vorgesehen sind.
Die Genehmigung ist damit ein vorbeu-
gender Akt zur Begrenzung der Verschul-
dung und Sicherstellung des Haushaltaus-
gleichs in künftigen Jahren, zugleich aber
ein Präjudiz für die spätere Gesamtgeneh-
migung der Kreditaufnahme nach § 87
Abs. 2 GemO. In welcher Höhe die 
Verpflichtungsermächtigungen genehmi-
gungsbedürftig sind, ist mit Hilfe der
Übersicht nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 GemHVO
zu ermitteln. Bei der Höhe des Kreditbe-
darfs ist auf den fortgeschriebenen Fi-
nanzplan abzustellen.

4.3 Systematik 
des Haushaltsplans

4.3.1 Gliederung

Ein Haushaltsplan, in dem alle Einnah-
men, Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen in willkürlicher Reihenfol-
ge eingetragen würden, wäre unübersicht-
lich und ließe es nicht zu, dort die Einnah-
men und Ausgaben bestimmter Sachberei-
che gegenüberzustellen, wie dies zum
Beispiel bei Gebühren zur Ermittlung der
Kostendeckung erforderlich ist. Auch wä-
re eine Finanzstatistik der Gemeinden
ebenso wie ein Vergleich mit den Haus-
haltsplänen anderer Gemeinden unmög-
lich. Daher müssen alle Einnahmen und
Ausgaben aufgegliedert und nach be-
stimmten Gesichtspunkten geordnet wer-
den (§ 15 GemHVO). Durch die VwV
Gliederung und Gruppierung (s.o. 3.4) ist
für alle Gemeinden in Baden-Württem-
berg dieselbe Mindestgliederung und 
-gruppierung verbindlich vorgeschrieben.
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Verwaltungshaushalt

Planungspflichtige Einnahmen und Ausgaben (§ 1 GemHVO)

Vermögenshaushalt

Planungsfreie Einnahmen und Ausgaben
und Bestandsnachweis

nicht vermögenswirksame Einnahmen und 
Ausgaben, z.B.

� Steuern (GewSt, GrSt, sonst. Steuern), 

Steuerbeteiligungen (Gde.anteil an der ESt und 

USt) und allgemeine Zuweisungen (z.B. FAG-

Zuweisungen, aber nicht für Investitionen)

� Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb (z.B. 

Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, 

Mieten, Pachten, Ausgabenerstattungen)

� Sonstige Finanzeinnahmen (z.B. Zinsein-

nahmen)

� Personalausgaben

� Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand

� Zuweisungen und Zuschüsse für laufende 

Zwecke (nicht für Investitionen)

� Sonstige Finanzausgaben (z.B. Zinsausgaben, 

FAG-Umlage, Gewerbesteuerumlage, Kreis-

umlage)

Einnahmen und Ausgaben, die zu Verände-
rungen beim Anlagevermögen führen, z.B.

� Verkaufserlöse, Darlehensrückflüsse

� Beiträge und ähnliche Entgelte

� Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen

� Bauausgaben

� Grunderwerb

� Erwerb von beweglichem Vermögen

� Gewährung von Darlehen

Haushaltsfremde Vorgänge
� Einnahmen und Ausgaben, die in den Haushalt 

des Folgejahres gehören

� durchlaufende Gelder 

� fremde Mittel

� Vorschüsse

� Verwahrgelder

� fremde Kassengeschäfte

Einnahmen und Ausgaben im Zus.hang mit 
der Förderung von Investitionen Dritter

� Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte (auch 

nicht rückzahlbare)

� Rückzahlung von Zuweisungen und Zuschüssen

Rücklagenzuführungen und -entnahmen

Vermögenswirksam sind die im VwH zu veran-

schlagenden und zu buchenden kalkulatorischen 

Abschreibungen. Da sie durch eine Gegen-

buchung im Einzelplan 9 wieder neutralisiert 

werden, sind sie letztlich ergebnisunwirksam.

Einnahmen und Ausgaben, die den 
Schuldenstand verändern

� Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen

� Rückzahlung von Krediten u. inneren Darlehen

� Tilgung kreditähnlicher Rechtsgeschäfte

� Zuführung an den Vermögenshaushalt
� Zuführung vom Vermögenshaushalt

� Zuführung vom Verwaltungshaushalt
� Zuführung an den Verwaltungshaushalt

� Im Sachbuch für haushaltsfremde Vorgänge 

kann ferner der bestandsmäßige Nachweis der 

Finanzanlagen und der Kredite erfolgen. Damit 

kann aus dem Sachbuch für haushaltsfremde 

Vorgänge der Mindestinhalt der Vermögens-

rechnung (§ 43 Abs. 1 GemHVO - sog. Geld-

vermögensrechnung) abgeleitet werden.

Ausweisung und Deckung von Fehlbeträgen 
nur im Vermögenshaushalt

Bestandsnachweis
� Geldanlagen 

� (Festbetrags-)Kassenkredite

� Nachweis des Bestands an Rücklagen

� Nachweis der Sondervermögen in Geld

� Nachweis des Bestands an inneren Darlehen

� buchmäßiger Kassenbestand bzw. Kassen-

vorgriff zu Beginn und am Ende des Haus-

haltsjahres

Sachbuch für haushaltsfremde Vorgänge

Haushaltsfremde 
Vorgänge

Haushaltsplan

Einnahmen und 
Ausgaben des 

Verwaltungshaushalts

Einnahmen und 
Ausgaben des 

Vermögenshaushalts

Rechnungslegung - Buchführung

Sachbuch für den
Verwaltungshaushalt

Sachbuch für den
Vermögenshaushalt

Sachbuch für haus-
haltsfremde Vorgänge

Haushaltsstelle = Sachkonto als kleinste 
Veranschlagungs- und Buchungeinheit

Sachkonto = 
Buchungsstelle

die Gemeinde im Haushaltsjahr ausgeben
will. Ebenso gehören alle Deckungsmittel
(Einnahmen) in den Haushaltsplan, die
im betreffenden Haushaltsjahr anfallen.
Auf die dabei zu beachtenden Veranschla-
gungsgrundsätze (zum Beispiel der Voll-
ständigkeit, der Kassenwirksamkeit usw.)
wird später eingegangen.

Wirkung der Veranschlagung

NeinJaVerpflichtungsermächtigungen

JaJaAusgaben

Rechnungen 
bezahlen

Verpflichtungen 
eingehen

Ermächtigung im Haushaltsplan 
durch Veranschlagung von
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4.3.2 Gruppierung

Die genannte Aufteilung nach Aufgaben-
bereichen genügt noch nicht. Für die Aus-
gabestruktur der einzelnen Aufgabenbe-
reiche sowie der Finanzwirtschaft der Ge-
meinde insgesamt ist es wichtig zu wissen,

wie hoch bestimmte
Einnahmen (zum Bei-
spiel Gebühren, Miet-
einnahmen, Zinseinnah-
men) und Ausgaben
(zum Beispiel  Personal-
ausgaben, sächlicher
Betriebsaufwand, Umla-
gen) sind. Daher werden
innerhalb der Einzelplä-
ne, Abschnitte und Un-
terabschnitte die Ein-
nahmen und Ausgaben
nach ihren Arten in
Hauptgruppen, Gruppen und Untergrup-
pen geordnet. Die oberste Stufe der Grup-
pierung sind zehn Hauptgruppen, wobei
die Hauptgruppen 0 bis 3 die Einnahmen
und die Hauptgruppen 4 bis 9 die Ausga-
ben umfassen.

4.3.3 Bildung von Haushaltsstellen

Die Haushaltsstelle, bei der eine Einnah-
me nach ihrem Entstehungsgrund oder ei-
ner Ausgabe nach ihrem Einzelzweck zu
veranschlagen ist, wird aus der Gliede-
rungs- und Gruppierungsziffer gebildet.
Darüber hinaus wird die Haushaltsstelle
für Zwecke der EDV-Erfassung in der Re-
gel mit einer weiteren Ziffer, die den
Haushaltsteil angibt, und einer Prüfziffer
vervollständigt.

4.4 Bestandteile 
des Haushaltsplans

Bestandteile des Haushaltsplans sind der
Gesamtplan, die Einzelpläne, die Sam-
melnachweise und der Stellenplan (§§ 80
GemO, 2 ff. GemHVO). Von den Bestand-
teilen des Haushaltsplans sind die Anlagen
zum Haushaltsplan zu unterscheiden. Der
Unterschied zwischen Bestandteilen und
Anlagen des Haushaltsplans zeigt sich vor
allem bezüglich der Abänderbarkeit: Ein
Bestandteil des Haushaltsplans kann nur
durch eine Nachtragssatzung mit dem ge-
samten dazu erforderlichen Verfahren
geändert werden.

4.4.1 Gesamtplan (§ 4 GemHVO)

Der Gesamtplan besteht aus vier Teilen:

● Die zusammenfassende Darstellung
der in den Einzelplänen ausgewiesenen
Einnahmen, Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen ermöglicht einen
Gesamtüberblick über das Planwerk.

● Im Haushaltsquerschnitt sind für je-
den Aufgabenbereich (also jeden Ab-
schnitt entsprechend der Gliederung) die
Einnahmen, die Personalausgaben, der
sächliche Verwaltungs- und Betriebsauf-
wand, die Zuweisungen und Zuschüsse,
die Ausgaben für Baumaßnahmen und
sonstige Investitionen sowie der Zuschuss-
bedarf aufgeführt.

● In der Gruppierungsübersicht ist für
jede Gruppe bzw. Untergruppe der Ge-
samtbetrag der Einnahmen oder Ausgaben
aufgeführt. Dabei kann zum Beispiel bei
der Gruppe 500 (Unterhaltung der Grund-
stücke und baulichen Anlagen) festgestellt
werden, wie hoch die laufende Unterhal-
tung sämtlicher gemeindeeigenen, ange-
mieteten oder gepachteten Grundstücke
und Anlagen voraussichtlich sein wird.
Mit Hilfe dieser Gruppierungsübersicht
lässt sich die Struktur der Gemeindefinan-
zen erkennen und eine Grobanalyse ein-
fach durchführen.

● Die Finanzierungsübersicht bietet vor
allem einen Überblick über die besonde-
ren Finanzierungsvorgänge (zum Beispiel
Deckung von Fehlbeträgen, Entnahmen
aus oder Zuführungen an Rücklagen, Auf-
nahme oder Tilgung von Krediten).

4.4.2 Einzelpläne (§ 5 GemHVO)

Als weiteren Bestandteil enthält der Haus-
haltsplan die Einzelpläne des Verwal-
tungs- und des Vermögenshaushalts. Die
Einzelpläne sind nach der oben beschrie-
benen Gliederung und Gruppierung auf-
gebaut. Dabei wird für jeden Einzelplan,
jeden Abschnitt und jeden Unterabschnitt
ein „Teilabschluss“ gebildet, aus dem zu
ersehen ist, welche speziellen Einnahmen
und Ausgaben sich in dem jeweiligen Be-
reich gegenüberstehen und wie hoch der
Grad der „Kostendeckung“ bzw. der Zu-
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Dies ermöglicht den zwischengemeindli-
chen Vergleich und die Erstellung von Fi-
nanzstatistiken mit landesweiten Ergeb-
nissen. Da in den anderen Bundesländern
vergleichbare Ordnungsvorschriften gel-
ten, ist bis zu einem gewissen Umfang so-
gar eine bundesweite Vergleichbarkeit ge-
geben.

Die Gliederung ist ein Berücksichtigen
der Aufgabenbereiche. Dabei wird der
Haushaltsplan, und zwar sowohl der Ver-
waltungshaushalt als auch der Vermö-
genshaushalt, jeweils in zehn Einzelpläne
gegliedert. Diese Einzelpläne sind weiter
in Abschnitte und Unterabschnitte unter-
teilt.

Gliederung
(Ordnung des Haushalts 
nach Aufgabenbereichen)

� Einzelplan (EPl)
�� Abschnitt (A)
��� Unterabschnitt (UA)
���� Unter-Unterabschnitt (UUA)
Einzelpläne
0 Allgemeine Verwaltung
1 Öffentliche Sicherheit und Ordnung
2 Schulen
3 Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege
4 Soziale Sicherung
5 Gesundheit, Sport, Erholung
6 Bau- und Wohnungswesen, Verkehr
7 Öffentliche Einrichtungen, 

Wirtschaftsförderung
8 Wirtschaftliche Unternehmen, allg. 

Grund- und Sondervermögen
9 Allgemeine Finanzwirtschaft

Gruppierung 
(Ordnung der Einnahmen und Ausgaben 

nach Arten)

� Hauptgruppe (HGR)
�� Gruppe (Gr)
��� Untergruppe (UGr)
���� Unter-Untergruppe (UUGr)
Hauptgruppen
0 Steuern, allg. Zuweisungen
1 Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb
2 Sonstige Finanzeinnahmen
3 Einnahmen des Vermögenshaushalts
4 Personalausgaben
5/6 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebs-

aufwand
7 Zuweisungen und Zuschüsse (nicht für 

Investitionen)
8 Sonstige Finanzausgaben
9 Ausgaben des Vermögenshaushalts

HHST. 1. 0010. 401000. 8 (Sitzungsgelder des  Gemeinderats)

Prüfziffer (nur für EDV-Zwecke)

Gruppierung (für EDV-Zwecke meist 6-stellig)
HGr 4 Personalausgaben

Gr 40 Aufwendungen für ehrenamtl. Tätigkeit

UGr 401 Sitzungsgelder des Gemeinderats

Gliederung (für EDV-Zwecke meist 4-stellig)
EPl 0 Allgemeine Verwaltung

A 00 Gemeindeorgane

UA 001 Gemeinderat, Ausschüsse

Haushalts- bzw. Sachbuchteil (z.B. 1 = VwH, 

2 = VmH, 4 = ShV)

Haushaltsstellen lassen 
sich anhand der 
landeseinheitlich 

vorgegebenen Gliederung 
und Gruppierung sehr 
leicht entschlüsseln

Bildung von Haushaltsstellen



schussbedarf ist. Zu Vergleichszwecken
ist neben dem Ansatz für das Haushalts-
jahr auch der Ansatz des Vorjahres und das
Rechnungsergebnis des Vorvorjahres an-
zugeben.

4.4.3 Sammelnachweise 
(§ 8 GemHVO)

Unter Sammelnachweisen versteht man
die Veranschlagung gleichartiger oder
sachlich eng zusammenhängender Ein-
nahmen oder Ausgaben aus allen Einzel-
plänen, Abschnitten und Unterabschnitten
des Verwaltungshaushalts in einem beson-
deren Teil des Haushaltsplans zum
Zwecke ihrer gemeinsamen Bewirtschaf-
tung (§ 8 GemHVO). Gedacht ist dabei
insbesondere an die Ausgabearten, die 
innerhalb eines Haushaltsplans regel-
mäßig wiederkehren und für eine zentrale
Mittelbewirtschaftung besonders geeignet
sind.

Üblich sind Sammelnachweise bei den
Personalausgaben, bei der Gebäudeunter-
haltung und -bewirtschaftung, aber auch
bei den Geschäftsausgaben (zum Beispiel
Bürobedarf, Porto, Telefon usw.). Eine
solche Zusammenfassung bringt zwar ei-
ne bessere Überschaubarkeit und – da die
Positionen gegenseitig deckungsfähig
werden – eine wesentlich leichtere Be-
wirtschaftung. 

Allerdings entspricht die Bündelung in
Sammelnachweisen nicht dem Ziel der
Zusammenführung von dezentraler Auf-
gaben- und Ressourcenverantwortung 
in den Fachämtern (Stichwort: Budgetie-
rung, s.u. 5.9.2), weshalb in größeren
Städten und Gemeinden Sammelnach-
weise immer mehr an Bedeutung verlie-
ren. 

4.4.4 Stellenplan 
(§§ 57 GemO, 6 GemHVO)

Der Stellenplan enthält alle im Haushalts-
jahr erforderlichen Stellen der Beamten
und der nicht nur vorübergehend beschäf-
tigten Angestellten und Arbeiter. Er ist die
Rechtsgrundlage für die Personalwirt-
schaft der Gemeinde; entsprechend den in
ihm ausgewiesenen Stellen kann die Ge-
meinde Bedienstete einstellen, anstellen
und befördern. Gleichzeitig ist der Stel-
lenplan Grundlage für die Veranschlagung
der Personalausgaben.

4.5 Anlagen zum Haushaltsplan
(§ 2 Abs. 2 GemHVO)

4.5.1 Vorbericht (§ 3 GemHVO)

Der Vorbericht soll einen Überblick über
den Stand und die Entwicklung der Haus-
haltswirtschaft geben, meist kurz gefasst
und schwerpunktmäßig unter Verwendung
von Tabellen und Grafiken. So soll dem
Gemeinderat und der Öffentlichkeit das
Studium des Haushaltsplans erleichtert
werden. Der Mindestinhalt des Vorbe-
richts ist den Gemeinden vorgeschrieben.
So müssen die wichtigsten Einnahme- und
Ausgabearten, das Vermögen und die
Schulden, die Entwicklung der Zuführung
vom Verwaltungshaushalt und der Rück-
lagen in den dem Haushaltsjahr folgenden
drei Jahren, die Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen im Haus-
haltsjahr und deren finanzielle Auswir-
kungen auf die folgenden Jahre, die we-
sentlichen Abweichungen des Haushalts-
plans vom Finanzplan sowie die Entwick-
lung der Kassenlage aufgeführt werden.
Damit kommt dem Vorbericht nicht nur fi-
nanzwirtschaftliche, sondern darüber hi-
naus allgemeine kommunalpolitische Be-
deutung zu.

4.5.2 Finanzplanung mit 
Investitionsprogramm 
(§§ 85 GemO, 24 GemHVO)

Die Finanzplanung ist eine Darstellung
der voraussichtlichen Entwicklung der
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden
in einem fünfjährigen Zeitraum. Sie um-
fasst das laufende Haushaltsjahr, das
Haushaltsplanjahr und die folgenden drei
weiteren Jahre (so genannte echte Finanz-
planungsjahre). Im Zusammenhang mit
der Aufstellung des Haushaltsplans 2005
erfasst der Finanzplanungszeitraum die
Jahre 2004 bis 2008. Wegen der lediglich
drei echten Finanzplanungsjahre wird
auch von mittelfristiger Finanzplanung
gesprochen. Ihre Aufstellung entspricht
der Gruppierungsübersicht im Haushalts-
plan, wobei für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen zusätzlich ei-
ne Gliederung nach den einzelnen Aufga-
benbereichen vorgenommen werden muss
(§ 24 Abs. 1 GemHVO).

Sinn und Zweck der mittelfristigen Fi-
nanzplanung ist es, eine kontinuierliche
(stetige) Haushaltswirtschaft sicherzustel-
len (§ 77 GemO). Finanzpolitisch dient
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die Finanzplanung deshalb der längerfris-
tigen Vorausschau, dem Setzen von Prio-
ritäten und Rangfolgen, dem mehrjährigen
Haushaltsausgleich: Der Finanzplan soll
für die einzelnen Jahre in Einnahme und
Ausgabe ausgeglichen sein (§ 24 Abs. 4
GemHVO), allerdings ohne Satzungsqua-
lität wie der Haushaltsplan selbst.

Die Prognose für die drei haushaltsplan-
freien Jahre ist in den letzten Jahren, in der
die Entwicklung der Gemeindefinanzen
mit großen Unsicherheiten behaftet ist,
vielfach mit großen Schwierigkeiten ver-
bunden, so dass die Aussagekraft der Fi-
nanzplanung für die drei haushaltsplan-
freien Jahre stark eingeschränkt ist. Auch
die vom Innenministerium im Juli/August
in den Haushaltserlassen für die Planauf-
stellung zur Verfügung gestellten Orien-
tierungsdaten (§ 24 Abs. 3 GemHVO) ste-
hen unter denselben Unsicherheiten und
sind bis zum Jahreswechsel (Inkrafttreten
wichtiger Steuerreformen, die erst kurz
vor Jahresende beschlossen werden) oft
schon wieder überholt. Überdies können
besondere örtliche Verhältnisse ein Ab-
weichen von diesen Orientierungswerten
erforderlich machen.

Als Grundlage für die Finanzplanung ist
ein Investitionsprogramm aufzustellen,
in das die im Finanzplanungszeitraum
vorgesehenen Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen nach Jahresab-
schnitten aufzunehmen sind (§§ 85 Abs. 3
GemO, 24 Abs. 2 GemHVO).

Der Finanzplan und das Investitionspro-
gramm sind jährlich der Entwicklung an-
zupassen und fortzuschreiben (§ 85 Abs. 5
GemO), das heißt um ein weiteres Jahr zu
ergänzen.

4.5.3 Weitere Pflichtanlagen

Die Übersicht über die aus Verpflich-
tungsermächtigungen in künftigen Jah-
ren fällig werdenden Ausgaben hat die
Aufgabe, die Vorausbelastung künftiger
Haushaltsjahre aufzuzeigen, da insoweit
die Etathoheit des Gemeinderats schon
Beschränkungen unterworfen wird. Sie
dient auch zur Prüfung, in welcher Höhe
Verpflichtungsermächtigungen genehmi-
gungspflichtig sind (s.o. 4.2). Die Über-
sicht muss auch die aus früheren Ver-
pflichtungsermächtigungen bestehenden
Vorbelastungen mit aktualisierten Beträ-
gen enthalten.
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In die Übersicht über den voraussichtli-
chen Stand der Schulden zu Beginn des
Haushaltsjahres sind auch die Verpflich-
tungen aus kreditähnlichen Rechtsge-
schäften (§ 87 Abs. 5 GemO), etwa eines
Vertrags über die Vorfinanzierung der Er-
schließung eines Neubaugebiets außer-
halb des Haushalts durch einen Dritten,
aufzuführen, nachrichtlich auch die Schul-
den der Sondervermögen mit Sonderrech-
nung (zum Beispiel eines Eigenbetriebs
Wasserversorgung oder Abwasserbeseiti-
gung). In der Rücklagenübersicht ist
außerdem noch eine Berechnung des Aus-
gabendurchschnitts des Verwaltungshaus-
halts der vergangenen drei Jahre vorzu-
nehmen, um feststellen zu können, ob in
der allgemeinen Rücklage der für die Be-
triebsmittel der Kasse erforderliche So-
ckel vorhanden ist (§ 20 Abs. 2 Gem-
HVO).

Als letzte Anlage ist vorgeschrieben, dass
die Wirtschaftspläne und die neuesten
Jahresabschlüsse der Sondervermögen,
für die Sonderrechnungen geführt wer-
den (v.a. Eigenbetriebe), beizufügen sind.
Eine entsprechende Unterrichtung ist auch
über Unternehmen und Einrichtungen,
an denen die Gemeinde mit mehr als 50
Prozent beteiligt ist, vorgeschrieben
(zum Beispiel Eigengesellschaften der
Gemeinde); hier genügt allerdings auch
eine kurzgefasste Übersicht über die Wirt-
schaftslage des betreffenden Unterneh-
mens bzw. der betreffenden Einrichtung.
Unabhängig von dieser Unterrichtung im
Rahmen der Haushaltsplanung muss die
Gemeinde jährlich nach § 105 Abs. 2 Nr. 3
GemO einen Bericht über die Beteiligung
an Unternehmen in der Rechtsform des
privaten Rechts erstellen (Beteiligungsbe-
richt). 

4.5.4 Freiwillige Anlagen 
zum Haushaltsplan

Nahezu in jeder Gemeinde werden über
die Pflichtanlagen zum Haushaltsplan hi-
naus weitere Anlagen erstellt, die die
Funktion haben, Haushaltsansätze näher
zu erläutern und über die gemeindliche
Haushaltswirtschaft noch ein detaillierte-
res Bild zu verschaffen. Beispiele:

● Nachweis der übernommenen Bürg-
schaften,

● Übersicht über die veranschlagten kal-
kulatorischen Kosten und Restbuchwerte
des Sachanlagevermögens,

● Übersicht über die inneren Verrechnun-
gen und Verwaltungskostenerstattungen,

● Übersicht über die wesentlichen Bei-
trags-, Gebühren- und Steuersätze in der
Gemeinde,

● Übersicht über Beitrags- und Förderleis-
tungen an Vereine, Körperschaften,

● Berechnung der Finanzausgleichsleis-
tungen und -zuweisungen usw.

● Städte und Gemeinden, die in ihren
Haushalten auch den outputorientierten
Ansatz des Neuen Steuerungsmodells auf-
greifen, bilden zunehmend als Ergänzung
zu den (haushaltsrechtlich verbindlichen)

Einnahme- und Ausgabeansätzen in so ge-
nannten Produkthaushalten auch Pro-
dukte mit Zielen für die Aufgabenerfül-
lung und zugehörigen Kennzahlen
(Fallzahlen, Produktkosten, weitere Men-
gen- und Qualitätskriterien) ab.

In der Regel wird dem Haushaltsplan auch
eine Übersicht über die Haushalts- und
Finanzlage (wie sie für Ausgleichsstock-
und andere Landeszuweisungen erstellt
werden muss) beigefügt, die die wichtigs-
ten Kennzahlen und Eckwerte des Haus-
halts nennt20 und insoweit auch als Grund-
lage für interkommunale Vergleiche dient. 
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5. Haushaltsgrundsätze
Neben den bereits im Beitrag „Die Ge-
meinden und ihre Finanzen“ angesproche-
nen allgemeinen kommunalen Wirtschafts-
grundsätzen der §§ 77, 78 GemO enthält
das kommunale Haushaltsrecht weitere
Grundsätze. Diese gelten sowohl für die
Aufstellung des Haushaltsplans (Veran-
schlagungsgrundsätze), mit wenigen Aus-
nahmen aber auch für die Ausführung des
Haushaltsplans bis hin zur Aufstellung der
Jahresrechnung.

Allgemeine Haushaltsgrundsätze

● Öffentlichkeit
● Jährlichkeit
● Vorherigkeit
● sachliche Einheit
● Vollständigkeit
● Kassenwirksamkeitsprinzip
● Fälligkeitsprinzip
● Bruttoprinzip
● Wahrheit, Klarheit und Genauigkeit
● Einzelveranschlagung
● sachliche Bindung
● zeitliche Bindung
● Gesamtdeckungsprinzip
● Haushaltsausgleich.

5.1 Öffentlichkeit

Der Grundsatz der Öffentlichkeit (Publi-
zität) durchzieht den gesamten kommuna-
len Haushaltskreislauf. Die Öffentlichkeit
im Haushaltssatzungsverfahren (öffentli-
che Auslegung, Einwendungsmöglich-
keit) wurde bereits angesprochen. Diesel-
ben Grundsätze gelten auch für Bekannt-
machung und Auslegung von Nachtrags-
satzung und Nachtragshaushaltsplan. Sach-
entscheidungen, die vom Gemeinderat

und seinen Ausschüssen zum Vollzug des
Haushaltsplans getroffen werden, sind
grundsätzlich in öffentlicher Sitzung zu
beraten und zu beschließen. Auch der Be-
schluss über die Feststellung der Jahres-
rechnung muss ortsüblich bekanntge-
macht, die Jahresrechnung selbst 7 Tage
öffentlich ausgelegt werden (§ 95 GemO).
Schließlich ist noch darauf hinzuweisen,
dass die Jahresrechnung der (örtlichen
und) überörtlichen Prüfung unterliegt. Auch
insoweit muss das kommunale Haushalts-
gebaren offengelegt werden. Zur Öffent-
lichkeit gehört schließlich auch die Be-
richtspflicht im Rahmen der amtlichen
kommunalen Finanzstatistik.

5.2 Jährlichkeit

Für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde
ist Haushaltsjahr das Kalenderjahr (§ 79
Abs. 4 GemO). Dies bedeutet, dass so-
wohl die Haushaltssatzung mit Haushalts-
plan als auch die Jahresrechnung jährlich
zu erstellen sind. Auch bei der gesetzlich
zugelassenen Möglichkeit der Aufstellung
von Doppelhaushalten werden die Ansät-
ze nach Jahren getrennt veranschlagt. Aus
dem Grundsatz der Jährlichkeit ergibt sich
auch, dass die nicht verbrauchten Haus-
haltsansätze grundsätzlich nicht in das fol-
gende Haushaltsjahr übertragen werden
können. Nicht verbrauchte Ausgabeansät-
ze gelten als Einsparung. Von dieser Bin-
dung an das Haushaltsjahr gibt es die Aus-
nahmen der übertragbaren Einnahme- und
Ausgabeansätze (s.u. 5.11).

Nach § 36 GemHVO kann für wirtschaft-
liche Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen ohne Sonderrechnung ein ab-



weichendes Wirtschaftsjahr festgelegt
werden (etwa für Theater- und Orchester-
betriebe oder Volkshochschulen, Musik-
schulen). Die Einnahmen und Ausgaben
der Einrichtung sind dann in den Haus-
haltsplan für das Jahr zu übernehmen, in
dem das Wirtschaftsjahr endet. Grundsätz-
lich ist dann für die Wirtschaftsführung im
abweichenden Wirtschaftsjahr ein Wirt-
schaftsplan aufzustellen, der vom Ge-
meinderat zu beschließen und dem Haus-
haltsplan als Anlage beizufügen ist (§ 36
Abs. 2 GemHVO). Die praktische Bedeu-
tung dieser Vorschrift ist gering. Auch für
den Gemeindewald haben die Gemeinden
kein abweichendes Wirtschaftsjahr einge-
führt, zumal das Land für den Staatswald
wieder zum Kalenderjahr als Forstwirt-
schaftsjahr zurückgekehrt ist. 

5.3 Grundsatz der Vorherigkeit

Vorherigkeit bedeutet, die haushalts-
rechtlichen Ermächtigungen bereitzu-
stellen, bevor Bewirtschaftungsvorgän-
ge erfolgen. Es wurde bereits angespro-
chen, dass die Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan so rechtzeitig aufgestellt und
vom Gemeinderat beschlossen werden
soll, dass sie spätestens einen Monat vor
Beginn des Haushaltsjahres der Rechts-
aufsichtsbehörde vorliegt (im Zusammen-
hang damit steht auch die Monatsfrist des
§ 121 Abs. 2 GemO!). Ist dies nicht mög-
lich, so gelten für die haushaltslose Zeit
die Vorschriften für die Interimswirtschaft
(s. u. 6.2).

Zum Grundsatz der Vorherigkeit gehört
auch, dass eine Nachtragssatzung vor der
Bewirtschaftung der sie notwendig ma-
chenden Ausgaben erlassen sein muss.
Auch für über- und außerplanmäßige Aus-
gaben müssen die Voraussetzungen nach 
§ 84 Abs. 1 oder 2 GemO vor ihrer Bewirt-
schaftung vorliegen (s.u. 6.3).

5.4 Grundsatz der sachlichen
Einheit und Vollständigkeit

Idealtypisch soll ein (einziger) Haushalts-
plan sämtliche kommunalen Aufgabenbe-
reiche mit allen ihren Einnahmen, Ausga-
ben und Verpflichtungsermächtigungen
aufzeigen und damit ein umfassendes
Spiegelbild der kommunalen Tätigkeit
sein (sachliche Einheit). Bereits eingangs
wurde aber angesprochen, dass dieser
Grundsatz durchbrochen und die Aussage-

kraft des Haushalts eingeschränkt ist, so-
weit wichtige Bereiche kommunalen Han-
delns aus dem Haushaltsplan ausgeglie-
dert sind bzw. nur mittelbar erfasst werden
(s.o. 1.).

Dem Grundsatz der Vollständigkeit ent-
spricht es auch, dass nicht nur Einnahmen
von oder Ausgaben an Dritte, sondern
auch interne Verrechnungsvorgänge zu
veranschlagen und zu buchen sind. Es
liegt in der Natur der inneren Verrechnun-
gen, dass sie das Haushaltsvolumen auf-
blähen. Gleichwohl haben sie ihre Berech-
tigung. Die wichtigste innere Verrechnung
ist die Zuführung vom Verwaltungs- an
den Vermögenshaushalt (s.u. 5.12.1). Wei-
tere Beispiele für innere Verrechnungen
sind

● die Belastung vor allem der kostenrech-
nenden Einrichtungen mit Verwaltungsko-
sten der Querschnittseinheiten in der Ge-
meindeverwaltung (Kämmerei, Personal-
amt usw.) für Zwecke der Kalkulation von
Benutzungsentgelten (Gebühren usw.),
ferner die Verrechnung der Leistung ge-
meindlicher Hilfsbetriebe (Bauhof, Fuhr-
park, Gärtnerei usw.), die diese für die an-
deren Aufgabenbereiche erbracht haben 
(§ 14 Abs. 4 GemHVO);

● die Veranschlagung und Verbuchung
kalkulatorischer Abschreibungen und Zin-
sen bei kostenrechnenden Einrichtungen
und Hilfsbetrieben (§ 12 Abs. 1 Gem-
HVO), um auf diesem Wege (Ausgabe im
Unterabschnitt der Einrichtung, Einnahme
im Einzelplan 9) die kostenrechnenden
Einrichtungen bzw. Hilfsbetriebe an den
im Einzelplan 9 veranschlagten und ver-
buchten tatsächlichen Kreditzinsen zu be-
teiligen und die aus Benutzungsentgelten
erwirtschafteten Abschreibungen über die
ebenfalls aus dem Einzelplan 9 geleistete
Zuführung an den Vermögenshaushalt in
den investiven Bereich oder zur Schulden-
tilgung zu überführen;

● Verrechnungen zwischen Verwaltungs-
und Vermögenshaushalt nach § 14 Abs. 4
S. 2 GemHVO, soweit Leistungen, die im
Verwaltungshaushalt ausgabewirksam
werden, den Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten bei Investitionsmaßnahmen
zuzurechnen sind („aktivierte Eigenleis-
tungen“); Hierzu gehören zum Beispiel
die Kosten der Planung und Bauleitung
durch eigenes Personal sowie die Leistun-
gen der Hilfsbetriebe (Bauhof, Fuhrpark
usw.);
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● weitere Verrechnungen im Hinblick auf
den Grundsatz der Vollständigkeit kom-
men in Betracht für die unentgeltliche
oder verbilligte Nutzungsüberlassung öf-
fentlicher Einrichtungen (zum Beispiel
Sporthallen, Frei- und Hallenbäder, Räum-
lichkeiten in Schulen) an Vereine u.ä. im
Rahmen der Aufgabenerfüllung oder die
Veräußerung von Vermögensgegenstän-
den unter (Verkehrs-)Wert im Rahmen ge-
meindlicher Aufgabenerfüllung (zum Bei-
spiel Wohnungsbauförderung, Wirtschafts-
förderung).

Städte und Gemeinden, die bereits jetzt
modellhaft produktorientierte Ansätze des
Neuen Steuerungsmodells (zumindest
partiell) aufgreifen (s.u. 7.), bauen Zug um
Zug ihre Kosten- und Leistungsrechnung
aus und dehnen die interne Leistungsver-
rechnung über die klassische Beziehung
„Querschnittseinheiten zu kostenrechnen-
den Einrichtungen“ hinaus auf weitere
Felder aus (s. auch § 14 Abs. 4 S. 1 Gem-
HVO).

5.5 Kassenwirksamkeitsprinzip
und Fälligkeitsprinzip

5.5.1 Kassenwirksamkeitsprinzip
bei der Planung

Maßgebend für die Veranschlagung von
Einnahmen und Ausgaben im Haushalts-
plan ist die voraussichtliche Kassenwirk-
samkeit, das heißt der Eingang einer Ein-
nahme oder die Auszahlung einer Ausgabe
im Haushaltsjahr. 

Die Abkehr von dem bis 1973 auch für die
Veranschlagung geltenden Fälligkeits-
prinzip (s. nachstehend) ist darin begrün-
det, dass die Veranschlagung nur der vor-
aussichtlich eingehenden Einnahmen die
Gemeindekasse vor Liquiditätsschwierig-
keiten schützen soll und die Beschränkung
der Ausgabeansätze auf die voraussicht-
lich zu leistenden Ausgaben sicherstellen
soll, dass nur dieser Ausgabenbedarf fi-
nanziert wird. Aus dieser Beschränkung
auf die Kassenwirksamkeit resultiert zu-
gleich das Instrument der Verpflichtungs-
ermächtigungen, denn gerade bei mehr-
jährigen Investitionsvorhaben bedarf es
über den Ausgabeansatz für ein Jahr hi-
naus einer zusätzlichen Verpflichtungser-
mächtigung, um Vergabeentscheidungen
treffen zu können, die erst in späteren
Haushaltsjahren zu kassenwirksamen
Ausgaben führen (s. o. 4.2).
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5.5.2 Fälligkeitsprinzip 
beim Rechnungsabschluss

Anders als bei der Veranschlagung gilt für
die Aufstellung der Jahresrechnung das
Fälligkeitsprinzip (§ 42 Abs. 1 Gem-
HVO): Als Soll-Einnahmen und Soll-Aus-
gaben sind solche auszuweisen, die bis
zum Ende des Haushaltsjahres fällig ge-
worden oder darüber hinaus gestundet
worden sind. Nicht bezahlte Soll-Einnah-
men (etwa gestundete Erschließungs-
beiträge) oder nicht beglichene Soll-Aus-
gaben ergeben Kasseneinnahmereste
bzw. Kassenausgabereste. Dies ent-
spricht in der Betrachtungsweise des
Kaufmanns den Forderungen (Debitoren)
und Verbindlichkeiten (Kreditoren). Kas-
senreste sind zu unterscheiden von den
(internen) Planmittelresten, den Haus-
haltsresten, s.u. 5.11. Die ergänzende Re-
gelung in § 42 Abs. 2 GemHVO ist insbe-
sondere für die zutreffende Zuordnung
von Steueristeinnahmen (u.a. mit Blick
auf Gewerbesteuerumlage, Finanzaus-
gleich und Kreisumlage!) zum jeweiligen
Haushaltsjahr von Bedeutung.

5.5.3 Betriebswirtschaftliche 
(= verursachungsgerechte)
zeitliche Abgrenzung 
(Periodenabgrenzung) 
bisher nur bei kosten-
rechnenden Einrichtungen
und Hilfsbetrieben erlaubt 

Von der Veranschlagung nach Kassen-
wirksamkeit und der Rechnungsabgren-
zung nach Fälligkeit gilt eine Ausnahme
für kostenrechnende Einrichtungen (= Ein-
richtungen, die ganz oder teilweise aus
Entgelten finanziert werden, § 12 Abs. 1
GemHVO) und Hilfsbetriebe: Es sind nur
(bzw. auch) die Einnahmen und Ausgaben
zu veranschlagen bzw. zu buchen , die
wirtschaftlich dem Haushaltsjahr zuzu-
rechnen sind (§§ 14 Abs. 6, 42 Abs. 3
GemHVO = perioden- bzw. verursa-
chungsgerechte Abgrenzung von Auf-
wand und Ertrag). Damit bilden sowohl
der Haushaltsplan als auch die Jahresrech-
nung im Sinne einer Erfolgsrechnung den
Ressourcenverbrauch ab, während dieser
für die übrigen Aufgabenfelder (bisher)
weder im Plan noch in der Jahresrech-
nung, sondern nur in der Kosten- und Leis-
tungsrechnung als Nebenrechnung darge-
stellt werden darf.

Da dem bestehenden kameralen Haus-
haltsrecht die Orientierung am Geldver-
brauch, nicht aber am Ressourcenver-
brauch im Vergleich zu einem doppischen
Rechnungssystem als Schwäche angekrei-
det wird, seien nur folgende Hinweise ge-
stattet: Der Gesetz- und Verordnungsge-
ber könnte dies ohne weiteres ändern. Im
Übrigen zeigt der Planungs- und Bu-
chungsstoff des kameralen Verwaltungs-
haushalts schon bisher (mit Ausnahme der
Abschreibungen auf das Vermögen außer-
halb der Gebührenhaushalte und Hilfsbe-
triebe sowie der Rückstellungszuführun-
gen) den kommunalen Ressourcenver-
brauch, denn kamerale Ausgaben und (be-
triebswirtschaftlicher) Aufwand sind
weitgehend deckungsgleich. Entsprechen-
des gilt für die Einnahmeseite. Nach dem
derzeitigen Haushaltsrecht ist es den Ge-
meinden freigestellt, ihr Sachanlagever-
mögen außerhalb der kostenrechnenden
Einrichtungen und Hilfsbetriebe zu be-
werten und den Werteverzehr durch Ab-
schreibungen darzustellen. Nach dem neu-
en Haushaltsrecht werden sie dazu ver-
pflichtet sein (7.2.2).

5.6 Bruttogrundsatz

Nach dem Bruttoprinzip sind die Einnah-
men und die Ausgaben getrennt voneinan-
der in voller Höhe zu veranschlagen (§ 7
Abs. 2 GemHVO). Von den Einnahmen
dürfen vorweg Ausgaben nicht abgezogen
werden; auf Ausgaben dürfen auch vor-
weg keine Einnahmen angerechnet wer-
den. So darf zum Beispiel von den Gewer-
besteuereinnahmen die abzuführende Ge-
werbesteuerumlage nicht abgesetzt, son-
dern muss als Ausgabe im Verwaltungs-
haushalt veranschlagt und gebucht wer-
den. Einnahmen aus Krediten sind in
Höhe ihrer Rückzahlungsverpflichtung,
Kreditbeschaffungskosten (Disagio) als
Ausgabe zu veranschlagen und zu buchen
(§ 14 Abs. 1 GemHVO). Bei einem
Grundstückstausch ist der Tauschwert im
Vermögenshaushalt in Einnahme und
Ausgabe darzustellen. 

Eine der wenigen Ausnahmen vom Brut-
togrundsatz gilt bezüglich der Erstattung
von Abgaben und abgabeähnlichen Ent-
gelten (§ 14 Abs. 2 GemHVO): Hier sind
Erstattungen auch dann von den Einnah-
men abzusetzen, wenn sie sich auf Ein-
nahmen der Vorjahre beziehen. Mit ein
Grund für diese Ausnahme ist die Tatsa-

che, dass verschiedene Steuereinnahmen
der Gemeinden mit ihrem Ist-Aufkommen
im Finanzausgleich Berücksichtigung fin-
den. Eine weitere Ausnahme enthält § 30
GemKVO (Überzahlungen bei periodisch
wiederkehrenden Ausgaben, zum Beispiel
aus Abschlags- oder Vorauszahlungen für
Strom-, Gas- und Wasserlieferungen kön-
nen auch im folgenden Jahr von den Aus-
gaben abgesetzt werden). Eine negative
Gewerbesteuerumlage infolge negativer
Gewerbesteueristeinnahmen (Erstattun-
gen übersteigen die Steuereinnahmen) ist
als Absetzung bei den Ausgaben zu behan-
deln.

5.7 Wahrheit, Klarheit 
und Genauigkeit

Die im Haushaltsplan veranschlagten Ein-
nahmen und Ausgaben sollen ein klares
und der Wirklichkeit möglichst entspre-
chendes Bild des Ausgabenbedarfs bzw.
der zu erwartenden Einnahmen ergeben.
Die Einnahmen sind deswegen gewissen-
haft und sorgfältig zu schätzen, soweit sie
in ihrer voraussichtlichen Höhe nicht er-
rechnet werden können (§ 7 Abs. 1 Gem-
HVO). Weil die reinen Zahlen des Haus-
haltsplans oftmals Zusammenhänge und
Auswirkungen der Ansätze nicht oder
nicht deutlich genug erkennen lassen,
müssen die Ansätze im Haushaltsplan er-
läutert werden (§§ 15, 5 Abs. 4, 9 Gem-
HVO), insbesondere bei erheblichen Ab-
weichungen von den Vorjahresbeträgen.
Einer besseren Verständlichkeit des Haus-
haltsplans dienen schließlich auch die dem
Haushaltsplan beigefügten Pflicht- oder
freiwilligen Anlagen, genauso aber auch
die verbindlich vorgeschriebene Haus-
haltsgliederung und -gruppierung.

Veranschlagung von Investitionen

Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen haben im Rahmen des kom-
munalen Haushalts eine besondere Bedeu-
tung. Bekanntlich werden etwa 60 Prozent
aller Investitionen der öffentlichen Hand
durch Gemeinden und Gemeindeverbände
getätigt. Sie belasten den Haushalt auch
auf Dauer durch die entstehenden Folge-
kosten. Für die Veranschlagung von Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen enthält § 10 GemHVO deshalb
besondere Anforderungen, denen aller-
dings – wie die Praxis zeigt – nicht im-
mer das nötige Augenmerk geschenkt 
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wird: Für Baumaßnahmen dürfen Ausga-
ben und Verpflichtungsermächtigungen
erst veranschlagt werden, wenn Pläne,
Kostenberechnungen und Erläuterun-
gen vorliegen, aus denen die Art der Aus-
führung, die Kosten der Maßnahme sowie
die voraussichtlichen Jahresraten unter
Angabe der Kostenbeteiligung Dritter und
ein Bauzeitenplan im Einzelnen ersicht-
lich sind. Den Unterlagen ist eine Schät-
zung der nach Fertigstellung der Maßnah-
me entstehenden jährlichen Haushaltsbe-
lastungen (Folgeausgaben/-kosten abzüg-
lich Folge-Einnahmen) beizufügen. Nicht
nur bei Baumaßnahmen, sondern bei allen
Investitionen von erheblicher finanzieller
Bedeutung soll unter mehreren Alternati-
ven durch Vergleich der Anschaffungs-
und Herstellungskosten und der Folgekos-
ten die wirtschaftlichste Lösung ermittelt
werden (§ 10 Abs. 2 GemHVO).

Zu ungenaue (grobe) Veranschlagung
von Ausgabeansätzen infolge unzurei-
chender Detailplanung und Kosten-
schätzung von Baumaßnahmen ist häu-
fig die Folge späterer (Ausführungs-
und) Haushaltsplanabweichungen und
entsprechender Auseinandersetzungen
zwischen Rat und Verwaltung!

5.8 Einzelveranschlagung

Die Einnahmen sind einzeln nach ihrem
Entstehungsgrund, die Ausgaben nach
Einzelzwecken zu veranschlagen (§ 7
Abs. 3 GemHVO). Im Vermögenshaushalt
sind die einzelnen Vorhaben getrennt zu
veranschlagen. Lediglich geringfügige
Beträge für verschiedene Zwecke dürfen
(im Verwaltungshaushalt) als vermischte
Einnahmen oder Ausgaben zusammen-
gefasst werden. Zulässige „Sammelpos-
ten“ sind auch die Verfügungsmittel des
Bürgermeisters (der Ansatz darf weder
überschritten noch in das Folgejahr als
Haushaltsrest übertragen werden, § 11
GemHVO).

Für denselben Zweck sollen Ausgaben
nicht an verschiedenen Stellen im Haus-
haltsplan veranschlagt werden. Muss aus-
nahmsweise anders verfahren werden, so
ist auf die Ansätze gegenseitig zu verwei-
sen. Eine Besonderheit stellen die so 
genannten Sammelnachweise dar (s.o.
4.4.3).

Im Verwaltungshaushalt können auch in
angemessener Höhe Mittel zur Deckung
über- und außerplanmäßiger Ausgaben

des Verwaltungshaushalts veranschlagt
werden (Deckungsreserve). Die Deckungs-
reserve ist die Fortentwicklung der Ver-
stärkungsmittel nach früherem Haushalts-
recht. Sie ist nur eine Veranschlagungs-
stelle und keine Buchungsstelle: Ihre
Funktion beschränkt sich darauf, über-
und außerplanmäßige Ausgaben bei ande-
ren Haushaltsstellen durch „Einsparun-
gen“ (Wenigerausgaben gegenüber dem
Plan) an dieser Stelle abzudecken (De-
ckungsnachweis). Auch bei der Deckungs-
reserve ist eine Überschreitung des Ansat-
zes (sie ist ohnehin keine Buchungsstelle!)
und die Übertragung nicht verbrauchter
Mittel in das neue Jahr unzulässig (§ 11
GemHVO). Größere praktische Bedeu-
tung hat die Deckungsreserve bisher nur
bei der Veranschlagung von Personalaus-
gaben erlangt.

Anzusprechen ist ferner das Gegenstück
zur Deckungsreserve, die Möglichkeit der
Veranschlagung einer so genannten glo-
balen Minderausgabe nach dem Vorbild
der ständigen Haushaltspraxis in Bund
und Ländern. Es handelt sich um eine pau-
schale Ausgabenkürzung, die im Verwal-
tungshaushalt unter Angabe der zu kür-
zenden Ausgabegruppen bis zu 1 Prozent
der Summe der Ausgabenansätze veran-
schlagt werden kann, soweit der Haus-
haltsausgleich auf andere Weise nicht er-
reichbar ist (§ 22 Abs. 4 GemHVO). Die
Gemeinden machen von dieser Möglich-
keit kaum Gebrauch.

5.9 Sachliche Bindung – 
Zweckbindung – echte und
unechte Deckungsfähigkeit
– Budgetierung

Der Haushaltsplan ist für die Führung der
Haushaltswirtschaft verbindlich (§ 80
Abs. 3 GemO). Die Ausführung des Haus-
haltsplans ist an die im Haushaltsplan be-
zeichneten Zwecke gebunden, auf der
Ausgabenseite überdies auf die bereitge-
stellten Mittel beschränkt. Abweichungen
sind nur nach Maßgabe der gemeindewirt-
schaftsrechtlichen Bestimmungen zuläs-
sig (§§ 84, 86 Abs. 5 GemO); ggf. muss
der Haushaltsplan durch eine Nachtrags-
satzung mit Nachtragsplan geändert wer-
den (§ 82 GemO). 

Diese sachliche Bindung (Verbindlich-
keit) ist jedoch nur nach innen gerichtet
und entfaltet keine Außenwirkung (s.o.
3.2).
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5.9.1 Zweckbindung von Einnahmen

Einnahmen des Verwaltungs- und Vermö-
genshaushalts sind ggf. aus Rechtsgrün-
den (zum Beispiel kraft Gesetzes – Kredi-
te nur für Investitionen, Investitionsförde-
rungsmaßnahmen und Umschuldung, § 87
Abs. 1 GemO, durch den Bewilligungsbe-
scheid bei staatlichen Zuwendungen,
durch den Spenderwillen bei Spenden) auf
die Verwendung für bestimmte Ausga-
ben/Aufgaben beschränkt (§ 17 Abs. 1 S. 1,
Abs. 3 GemHVO). Sie können (Wahl-
recht) durch Haushaltsvermerk auf die
Verwendung für bestimmte Ausgaben/
Aufgaben beschränkt werden, 

● wenn sich die Beschränkung aus der
Natur oder der Herkunft der Einnahmen
ergibt oder 

● wenn ein sachlicher Zusammenhang
dies erfordert und die Bewirtschaftung der
Mittel erleichtert, zum Beispiel für Zwe-
cke der Budgetierung (§ 17 Abs. 1 S. 2,
Abs. 4 GemHVO);

● im Haushaltsplan kann (durch Haus-
haltsvermerk) ferner bestimmt werden,
dass Mehreinnahmen des Verwaltungs-
haushalts (ausgenommen Steuern und
allg. Zuweisungen) für bestimmte Mehr-
ausgaben vorgesehen werden können 
(= „Verstärkungsvermerk“) oder angeord-
net werden, dass bestimmte Minderein-
nahmen bestimmte Ausgabemittel ver-
mindern (sog. unechte Deckungsfähig-
keit, § 17 Abs. 2 GemHVO). 

Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen
für entsprechende Mehrausgaben verwen-
det werden; diese gelten nicht als über-
planmäßige Ausgaben (§ 17 Abs. 1, 3
GemHVO). Im Haushaltsjahr nicht
benötigte zweckgebundene Einnahmen
können abgesetzt und in das Folgejahr
übertragen werden (§ 14 Abs. 3 Nr. 1
GemHVO).

5.9.2 Echte Deckungsfähigkeit 
und Budgetierung

Durch die verschiedenen Formen der
Deckungsfähigkeit lassen sich zwischen
mehreren oder sogar sehr vielen einzelnen
Ausgabeansätzen oder – wie vorstehend
beschrieben – sogar zwischen Einnahme-
und Ausgabeansätzen Beziehungen
(Deckungskreise) aufbauen, die die sach-
liche Bindung in einen größeren Zusam-
menhang stellen und eine bewegliche
Haushaltsführung bzw. flexible Mittel-
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bewirtschaftung als Ziel haben. Die Ver-
antwortung für die finanziellen Ressour-
cen lässt sich damit auf geeignete Weise
mit der Aufgabenverantwortung zusam-
menfassen und bietet sich für eine De-
zentralisierung (Delegation) auf Amts-/
Abteilungs-/Fachbereichsleiter/innen oder
nachgeordnete Mitarbeiter/innen an (de-
zentrale Ressourcenverantwortung als
ein Element des Neuen Steuerungsmo-
dells).

Dies ist alles nicht neu, und die Bedeutung
der Deckungsfähigkeit und Bildung von
Deckungskreisen ist sehr groß. Selbst die
kleinsten Gemeinden arbeiten schon viele
Jahre mit Deckungskreisen etwa für Lehr-
und Unterrichtsmittel in Schulen zur 
eigenverantwortlichen Bewirtschaftung
durch Schulleiter. Auch für öffentliche
Einrichtungen wie Büchereien, Musik-
schulen, Kindergärten sind Deckungskrei-
se – in der Regel als Budgets bezeichnet –
nichts Neues. Mit der GemHVO-Teilno-
velle 200021 erhält die Budgetierung –
auch schon lange vorher und auch ohne
Experimentierklausel (§ 49 GemHVO)
ausgeübt – ausdrückliche Verordnungs-
qualität.

Die echte Deckungsfähigkeit bezieht sich
im Unterschied zur unechten Deckungs-
fähigkeit (siehe vorstehend) auf das Ver-
hältnis zwischen verschiedenen Ausgabe-
ansätzen im Sinne eines „Einbahnver-
kehrs“ bei einseitiger oder eines „Gegen-
verkehrs“ bei gegenseitiger Deckungs-
fähigkeit (siehe Kasten unten).

Bei zulässigen Mehrausgaben bei einzel-
nen Haushaltsstellen im Rahmen der ech-
ten oder unechten Deckungsfähigkeit
brauchen die Voraussetzungen der §§ 82,
84 GemO (über- oder außerplanmäßige

Ausgaben, Nachtragssatzung, s. u. 6.3)
nicht geprüft zu werden.

Budgetierung im Sinne des § 16 Abs. 2
GemHVO – eingeführt durch die Gem-
HVO-Teilnovelle 2000 – ist die Verbin-
dung von Einnahmen und Ausgaben ent-
sprechend der Bewirtschaftung in Organi-
sationseinheiten zu Budgets. Sie ist – je

für sich – im Verwaltungs- und im Vermö-
genshaushalt möglich.

Ausgaben eines Budgets im Verwaltungs-
haushalt sind, sofern im Plan nichts ande-
res bestimmt ist, gegenseitig deckungs-
fähig (§ 18 Abs. 1 GemHVO). Dies gilt
entsprechend für Budgets im Vermögens-
haushalt (§ 18 Abs. 2 GemHVO). Ausga-
ben eines Budgets im Verwaltungshaus-
halt können zugunsten von Ausgaben des
Budgets im Vermögenshaushalt für ein-
seitig deckungsfähig erklärt werden (§ 18
Abs. 5 GemHVO). Ausgabeansätze eines
Budgets können ganz oder teilweise für
übertragbar erklärt werden (§ 19 Abs. 2
GemHVO) und – soweit nicht verbraucht
– durch Haushaltsreste übertragen wer-
den. Für die ausdrückliche Übertragung
von Budgetüberschüssen und -fehlbeträ-
gen in das Folgejahr enthält die GemHVO
kein spezielles Instrumentarium; Budget-
Sonderabschlüsse könnten mit dem Ge-
samtdeckungsprinzip und dem Prinzip des
Gesamtabschlusses kollidieren. Es besteht
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Echte Deckungsfähigkeit

kraft Gesetzes
= geborene Deckungsfähigkeit

kraft Haushaltsvermerks
= gekorene Deckungsfähigkeit

Gegenseitige Deckungsfähigkeit für
� Personalausgaben,
� Ausgaben in Sammelnachweisen,
� Ausgaben eines Budgets, 

sofern durch Haushaltsvermerk nichts 
anderes bestimmt ist (§ 18 Abs. 1, 4 
GemHVO)

� Einseitige oder gegenseitige Deckungs-
fähigkeit (Haushaltsvermerk ED, GD) für 
Ausgaben, die sachlich eng zusammen-
hängen (§ 18 Abs. 2, 4 GemHVO).

� Einseitige Deckungsfähigkeit von Aus-
gaben eines Budgets im VwH zugunsten 
von Ausgaben des Budgets im VmH (§ 18 
Abs. 5 GemHVO). Mindestzuführung vom 
VwH an den VmH muss gewährleistet sein.

� Bereitstellung einer bestimmten Menge an Ressourcen (persönliche und säch-
liche Mittel – i.d.R. ausgedrückt in Finanzmitteln)

� zur Erfüllung einer bestimmten Aufgabe (= Produkt)
� [im Rahmen vorgegebener Sachziele]
� an eine bestimmte Organisationseinheit (Amt, Fachbereich)
� zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung (= [dezentrale] Zusammenführung 

von Fach- und Ressourcenverantwortung)

Budget

Ausgabe-Budget
ein bestimmter Ausgabensumme darf nicht 

überschritten werden (Plafondierung)

Zuschuss-Budget
eine bestimmte Netto-Ausgabensumme (= nach Abzug 
spezieller Einnahmen) darf nicht überschritten werden

Voll-Budget
(alle Ausgaben der 
Org.einheit sind im 

Budget)

Teilbudget
(nur ein Teil der Ausgaben 

der Org.einheit ist im 
Budget)

Voll-Budget
(alle Ausgaben der 
Org.einheit sind im 

Budget)

Teilbudget
(nur ein Teil der Ausgaben 

der Org.einheit ist im 
Budget)

� Verbindung von Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Bewirtschaftung in 
Organisationseinheiten zu Budgets

� im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt (je für sich)

Budgetierung (§ 16 Abs. 2 GemHVO)

in einzelnen Organisationseinheiten in allen Organisationseinheiten 
(=Gesamthaushalt, flächendeckend)

durch Haushaltsvermerk

durch Plandarstellung
(=Gliederung des Haushalts mit Teilabschlüssen nach 

Budgets, d.h. abweichend von der „amtlichen“ 
Gliederung und Gruppierung)

Finanzstatistik ist aber herkömmlich zu bedienen!



lediglich die Möglichkeit, nicht benötigte
zweckgebundene Einnahmen durch  Ab-
setzung in das Folgejahr zu übertragen 
(§ 14 Abs. 3 Nr. 1 GemHVO) oder Bud-
getüberschüsse in Form von Haushalts-
ausgaberesten auf einzelnen Haushalts-
stellen des Budgets zu übertragen (§ 19
Abs. 2 S. 1 GemHVO).

5.10 Grundsatz 
der Gesamtdeckung

Nach § 16 GemHVO bestehen zwei
Deckungskreise. Das Gesamtdeckungs-
prinzip gilt für jeden Deckungskreis ge-
trennt und besagt folgendes:

● Alle Einnahmen im Verwaltungs-
haushalt dienen zur Deckung aller Aus-
gaben des Verwaltungshaushalts.

● Alle Einnahmen im Vermögenshaus-
halt dienen zur Deckung allerAusgaben
des Vermögenshaushalts.

Das Gesamtdeckungsprinzip ermöglicht
eine beweglichere Haushaltsführung und
den flexiblen Einsatz finanzieller Mittel.
Unnötige Kreditaufnahmen können ver-
hindert, notwendige Maßnahmen schnel-
ler begonnen und durchgeführt werden.

Innerhalb des äußeren Rahmens der zwei
skizzierten Deckungskreise bestehen die
partiellen Deckungsbeziehungen zwischen
verschiedenen Ausgabeansätzen durch die
verschiedenen Formen der Deckungsfähig-
keit oder sogar zwischen Einnahme- und
Ausgabeansätzen durch die Zweckbindung
von Einnahmen (s.o. 5.9.).

5.11 Grundsatz der 
zeitlichen Bindung

Dieser Grundsatz steht in engem Zusam-
menhang mit dem Grundsatz der Jährlich-
keit. Die Haushaltsansätze gelten für ein
Haushaltsjahr. Haushaltsansätze, die bis
zum Jahresabschluss nicht verbraucht
sind, gelten grundsätzlich als erspart. Aus-
nahmen gelten u.a., soweit Ausgabenan-
sätze oder Einnahmeansätze in das Folge-
jahr übertragen werden dürfen.

5.11.1 Übertragung von 
Ausgabemitteln durch
Haushaltsausgabereste

Die Übertragung nicht verbrauchter Aus-
gabemittel setzt deren Übertragbarkeit
voraus. Hier ist zwischen Haushaltsmit-

teln des Verwaltungs- und des Vermögens-
haushalts wie folgt zu unterscheiden:

● Für die Ausgabenansätze im Vermö-
genshaushalt besteht die Übertragbarkeit
kraft Gesetzes (§ 19 Abs. 1 GemHVO, so
genannte geborene Übertragbarkeit):
Die Ausgabenansätze bleiben bis zur Fäl-
ligkeit der letzten Zahlung für ihren
Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen 
(§ 46 Nr. 4 GemHVO) und Beschaffung
längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss
des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder
der Gegenstand in seinen wesentlichen
Teilen in Benutzung genommen werden
kann.

● Übertragbarkeit von Ausgabeansätzen
im Verwaltungshaushalt bedarf eines
Haushaltsvermerks (§ 19 Abs. 2 Gem-
HVO, so genannte gekorene Übertrag-
barkeit). Ein solcher Vermerk ist zulässig,
wenn er eine sparsame Bewirtschaftung
der Mittel fördert. Die Ausgabeansätze
bleiben bis längstens zwei Jahre nach
Schluss des Haushaltsjahres verfügbar.
Ferner können Ausgabeansätze eines
Budgets ganz oder teilweise für übertrag-
bar erklärt werden (§ 19 Abs. 2 S. 1 Gem-
HVO). Auf diesem Wege können Bud-
getüberschüsse in Form nicht verbrauch-
ter Ausgabeansätze ins Folgejahr übertra-
gen werden. Die Mindestzuführung an
den Vermögenshaushalt muss bei der
Übertragung von Ausgabeansätzen ge-
währleistet sein (§ 19 Abs. 2 S. 4 Gem-
HVO).

Für über- und außerplanmäßig bewil-
ligte Ausgaben (§ 84 GemO) dürfen nach
§ 19 Abs. 3 GemHVO Haushaltsreste nur
dann übertragen werden, wenn bereits
Zahlungsverpflichtungen eingegangen
worden sind (sog. Verpflichtungsreser-
ven). Beispiel: Durch die Bestellung eines
neuen Feuerwehrfahrzeugs ist für das Jahr
2004 mit einer Überschreitung des Ausga-
beansatzes von 60.000 Euro um 10.000
Euro zu rechnen. Wider Erwarten erfolgt
eine entsprechende Zahlung 2004 nicht
mehr, sondern erst 2005. Auch die über-
planmäßig beanspruchten Mittel (Ver-
pflichtungsreserve) können nach 2005
übertragen werden, insgesamt also 60.000
Euro.

Übertragungsentscheidung

Übertragbare Ausgabemittel werden
durch die Bildung von Haushaltsausgabe-
resten in das Folgejahr übertragen. Für die
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Entscheidungszuständigkeit gilt folgen-
des:

● Sind zulasten der übertragbaren Ansät-
ze bereits rechtsverbindliche Verpflich-
tungen eingegangen worden (so genannte
Verpflichtungsreserven), werden die
Ausgabereste von dem für die Aufstellung
der Jahresrechnung zuständigen Fachbe-
diensteten für das Finanzwesen unverzüg-
lich festgestellt. Es handelt sich also um
ein Geschäft der laufenden Verwaltung.
Mit der Bildung von Haushaltsausgabe-
resten wird in diesem Fall lediglich die
vorangegangene Bewirtschaftung (zum
Beispiel eine Vergabeentscheidung) rech-
nungsmäßig vollzogen.

● Gleiches gilt für Ausgabemittel, die von
der Einnahmeseite her gesetzlich oder ver-
traglich für einen bestimmten Zweck ge-
bunden sind, soweit sie nicht vorüberge-
hend der allgemeinen Rücklage zugeführt
werden.

● In den anderen Fällen, in denen für
Haushaltsansätze noch keine Bewirtschaf-
tungsentscheidungen erfolgt und Ver-
pflichtungen eingegangen worden sind (so
genannte Verfügungsreserven), orientiert
sich die Entscheidungszuständigkeit, ob
und in welcher Höhe Haushaltsausgabe-
reste gebildet werden, an der allgemeinen
Bewirtschaftungsbefugnis (Wertgrenzen in
der Hauptsatzung). Damit ist in der Regel
der Gemeinderat für die sachliche Ent-
scheidung über die Bildung von Haushalts-
resten zuständig. Die Entscheidung sollte
mit zeitlichem Vorlauf zur Feststellung der
Jahresrechnung erfolgen, idealerweise be-
reits im Zusammenhang mit der Aufstel-
lung des Haushaltsplans für das Folgejahr,
weil hier darüber zu befinden ist, inwieweit
Planansätze in den neuen Haushaltsplan
aufgenommen werden sollen.

Auswirkungen der Bildung 
von Haushaltsausgaberesten

Die rechnungstechnische Behandlung der
Haushaltsausgabereste bewirkt, dass
deckungsmäßig das laufende Haushaltjahr
belastet (Buchung: Ausgabe Lfd. Soll und
Rest), das Folgejahr dagegen entlastet und
in seinem Ergebnis verbessert wird (Bu-
chung: Ausgabe Absetzung Lfd. Soll). Ho-
he Haushaltsausgabereste in der Jahres-
rechnung deuten darauf hin, dass die Ge-
meinde (der Gemeinderat) sich für das
laufende Haushaltsjahr zu viel an Aufga-
ben vorgenommen hat, die nicht alle be-
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wältigt werden konnten; sie können u.U.
aber auch Versäumnisse im Vollzug des
Aufgabenprogramms durch die Gemein-
deverwaltung offenlegen. Haushaltsaus-
gabereste müssen aufgrund des Gesamt-
deckungsprinzips durch Einnahmen abge-
deckt werden. Ggf. ist ein Haushaltsein-
nahmerest für eine Kreditaufnahme zu bil-
den, wenn sich Baumaßnahmen zeitlich
verzögern.

5.11.2 Übertragung von Einnahme-
ansätzen durch Bildung von
Haushaltseinnahmeresten

Nicht nur Ausgabe-, sondern auch Einnah-
meansätze können in das Folgejahr über-
tragen werden. Die Zulässigkeit der Bil-
dung von Haushaltseinnahmeresten ist in
§ 41 Abs. 2 GemHVO aber bewusst eng
gehalten und auf „sicher“ zu erwartende
Einnahmen begrenzt. Haushaltseinnah-
mereste dürfen nur für

– Einnahmen aus der Aufnahme von 
Krediten,

– Zuweisungen und Zuschüsse für 
Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen,

– Beiträge und ähnliche Entgelte

und nur unter der Voraussetzung gebildet
werden, dass die Einnahme im folgenden
Jahr gesichert ist (rechtsverbindliche Zu-
sage zum Beispiel durch Bewilligungsbe-
scheid bei Zuweisungen und Zuschüssen,
Erfüllung der Voraussetzungen für die
Beitragsheranziehung, nicht ausgeschöpf-
te Kreditermächtigung). Für Erlöse aus
der Veräußerung des Anlagevermögens
(zum Beispiel im Folgejahr zu erwartende
Grundstücksverkäufe) darf kein Haushalts-
einnahmerest gebildet werden!

Die Entscheidung über die Bildung von
Haushaltseinnahmeresten ist hinsichtlich
der Zuweisungen und Zuschüsse, Beiträge
und ähnlichen Entgelte in der Regel ein
Geschäft der laufenden Verwaltung, da es
sich lediglich um eine rechnungstechni-
sche Abgrenzungsmaßnahme handelt. Die
Zuständigkeit für die Entscheidung über
die Bildung von Haushaltseinnahmeresten
für Kreditaufnahmen orientiert sich dage-
gen an der Entscheidungsbefugnis über
die Aufnahme der entsprechenden Kredit-
beträge (§ 39 Abs. 2 Nr. 13 GemO).

Haushaltseinnahmereste haben die entge-
gengesetzte Wirkung von Haushaltsaus-
gaberesten. Sie begünstigen das laufende

Haushaltsjahr durch Einnahmen-Antizi-
pation zulasten des Folgejahres (Buchung
im alten Jahr: Einnahme Lfd. Soll und
Rest; im neuen Jahr: Einnahme Absetzung
Lfd. Soll).

5.11.3 Weitere Ausnahmen von
der zeitlichen Bindung

Eine weitere Ausnahme von der zeitlichen
Bindung stellt auch dar, wenn § 14 Abs. 3
GemHVO zulässt, die im Haushaltsjahr
nicht benötigten zweckgebundenen Ein-
nahmen oder Ausgaben für Vorräte, soweit
diese im Haushaltsjahr nicht verwendet
werden, durch Absetzung in das Folgejahr
zu übertragen. Die praktische Bedeutung
ist allerdings gering. Beispiel: Absetzung
der Ausgaben für Heizölvorräte und Über-
tragung in das Folgejahr. Weitere Ausnah-
men vom Grundsatz der zeitlichen Bin-
dung bestehen auch insofern, als die Haus-

haltssatzung in bestimmten Teilen weiter
gilt (s.u. 6.2).

5.12 Grundsatz 
des Haushaltsausgleichs

§ 80 Abs. 2 GemO schreibt vor, dass der
Haushalt unter Berücksichtigung von
Fehlbeträgen aus Vorjahren in Einnahmen
und Ausgaben auszugleichen ist. Es ist
nicht zulässig, bereits im Haushaltsplan
einen (neuen) Fehlbetrag vorzusehen.
Dieses Prinzip des Haushaltsausgleichs
gilt aber nicht nur für die Planung, sondern
auch für den Vollzug und den Abschluss
der Jahresrechnung (§ 41 GemHVO).
Gerät im Laufe des Haushaltsjahres der
Haushaltsausgleich erheblich in Gefahr,
hat die Gemeinde eine Nachtragssatzung
zu erlassen (§ 82 Abs. 2 Nr. 1 GemO). Die
Einzelheiten zum Haushaltsausgleich sind
in §§ 22, 23 GemHVO geregelt.
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Erläuterungen:
(1) Einnahmen des Verwaltungshaushalts.
(2) Ausgaben des Verwaltungshaushalts.
(3) Zuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt (§ 22 Abs. 1 GemHVO):

Pflichthöhe: ordentliche Kredittilgung + Kreditbeschaffungskosten ./. Ersatzdeckungsmittel 
des VmH (Ziel: Kredittilgung aus laufenden Mitteln)
Zuführung ./. Kreditbeschaffungskosten ./. ord. Tilgung = Nettoinvestitionsrate
Sollhöhe: Mindestbedienung der Rücklagen; insgesamt mindestens so hoch wie die aus 
Entgelten gedeckten Abschreibungen (Ziel: - eingeschränkte - Substanzerhaltung)

(4) Weitere Einnahmen des Vermögenshaushalts.
(5) Ausgaben des Vermögenshaushalts.
(6) Zuführung an Rücklage (§ 22 Abs. 2 GemHVO).
(7) Mindestbetrag der allgemeinen Rücklage (Betriebsmittelreserve), der nicht entnommen 

werden darf (2 v.H. der Ausgaben des VwH im Durchschnitt der letzten 3 Jahre - § 20 Abs. 
2 GemHVO).

(8) Entnahme aus der allgemeinen Rücklage.
(9) Ggf. umgekehrte Zuführung vom Vermögens- an den Verwaltungshaushalt, wenn Pflicht-

höhe der Zuführung an den Vermögenshaushalt nicht erreicht wird.
Ggf. ist der Verwaltungshaushalt darüber hinaus aus Mitteln des Vermögenshaushalts 
auszugleichen (unter Einsatz von Veräußerungserlösen und Rücklagenentnahmen = 
Substanzverzehr).

(10) Ggf. Ausweisung eines Fehlbetrags beim Rechnungsabschluss, wenn die Ausgaben des 
Vermögenshaushalts höher als die Einnahmen sind (Ausgleich grds. spätestens im dritten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr (§ 23 GemHVO).

Verwaltungshaushalt Vermögenshaushalt

EinnahmenEinnahmen AusgabenAusgaben

(1)

(9)

(2) (3) (5)

(3)

(3)

(4)

(8)

(10)

(8)

(9)

(6)

(6)

Allgemeine Rücklage

(6)(8)

(7)

Der Ausgleich des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts

(9)



Da durch § 80 Abs.2 GemO und § 16
GemHVO zwei Deckungskreise, der Ver-
waltungshaushalt und der Vermögens-
haushalt bestehen, bezieht sich auch das
Ausgleichsgebot zunächst auf jeden
Deckungskreis. Allerdings besteht zwi-
schen diesen Deckungskreisen eine ge-
stufte Wechselbeziehung:

● Zunächst ist der Verwaltungshaushalt
auszugleichen, indem ein Überschuss dem
Vermögenshaushalt zugeführt oder aus-
nahmsweise eine umgekehrte Zuführung
vom Vermögens- an den Verwaltungs-
haushalt erfolgt.

● Ein Überschuss im Vermögenshaushalt
wird der allgemeinen Rücklage zugeführt.
Ein entstehender Fehlbetrag kann max. 3
Jahre vorgetragen und muss in diesem
Zeitraum ausgeglichen werden (Ausnah-
me: Ein Fehlbetrag nach § 84 Abs. 2 
GemO ist im Folgejahr zu decken). 

Zur Ermittlung der Zuführung bzw. des
Überschusses oder Fehlbetrags werden
nicht die Ist-, sondern die Soll-Einnahmen
und Soll-Ausgaben im Verwaltungs- bzw.
Vermögenshaushalt einander gegenüber-
gestellt (Vergleich der Ergebnisse in den
Spalten Lfd. Soll, § 41 Abs. 3 GemHVO).

5.12.1 Zuführung vom Verwaltungs-
an den Vermögenshaushalt

Die Zuführung des Verwaltungshaushalts
an den Vermögenshaushalt ist kein einfa-
cher Überlauf, sondern im Interesse der
dauernden Leistungsfähigkeit und zur Si-
cherung der dauerhaften Aufgabenerfül-
lung mit qualifizierten Anforderungen
ausgestattet. 

Pflichtzuführung

§ 22 Abs. 1 GemHVO legt die Min-
desthöhe der Zuführung vom Verwal-
tungshaushalt an den Vermögenshaushalt
fest:

halts erwirtschaftet wird und nicht etwa
neue Kredite hierfür aufgenommen wer-
den (Verbot, die Kredittilgung über neue
Kreditaufnahmen zu finanzieren!). Als Er-
satzdeckungsmittel im Vermögenshaus-
halt, die für die Kredittilgung eingesetzt
werden dürfen und zu einer Reduzierung
der Pflichtzuführung des Verwaltungs-
haushalts berechtigen, kommen vor allem
Veräußerungserlöse, Rücklagenentnah-
men sowie zweckfreie Investitionszuwei-
sungen und -zuschüsse oder nachträglich
eingehende Beiträge, wenn die Investition
bereits finanziert ist, in Betracht. Die
Pflichtzuführung ist auch dann zu veran-
schlagen und im Rechnungsabschluss vor-
zunehmen, wenn dadurch der Verwal-
tungshaushalt (erst recht) unausgeglichen
und eine umgekehrte Zuführung vom Ver-
mögens- an den Verwaltungshaushalt not-
wendig werden sollte.

Soll-Zuführung

Die Zuführung an den Vermögenshaushalt
soll ferner die Ansammlung der nach § 20
GemHVO benötigten Rücklagen ermögli-
chen. Zu unterscheiden ist hier zwischen
der allgemeinen Rücklage und den Son-
derrücklagen (§ 20 Abs. 4 GemHVO). 

Die allgemeine Rücklage ist als Pflicht-
rücklage (§ 90 GemO) der zentrale „Zu-
kunftssicherungsspeicher“ der Gemein-
de im Gesamtdeckungsprinzip (Einheits-
rücklage) mit folgenden Funktionen:

● Als Sockelbetrag, der als Kassenbe-
triebsmittel dient, muss ein Betrag von
mindestens 2 Prozent der Ausgaben des
Verwaltungshaushalts im Durchschnitt
der letzten 3 Jahre vorhanden sein.

● Ferner hat die allgemeine Rücklage die
Aufgabe, den Ausgabenbedarf des Vermö-
genshaushalts künftiger Jahre abzu-
decken, insbesondere Vorsorge für eine
umfängliche Kredittilgung (zum Beispiel
Fälligkeit eines Gesamtbetragsdarlehens)
zu treffen oder Mittel für die Finanzierung
von Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen in späteren Jahren an-
zusammeln.

● Eine weitere Funktion ist die Vorsorge
für eine mögliche Inanspruchnahme aus
Bürgschaften und Gewährverträgen.

● Schließlich kommen angesammelte
Rücklagemittel ausnahmsweise auch zum
Ausgleich des notleidenden Verwaltungs-
haushalts in Betracht.
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Die Zuführung zur allgemeinen Rücklage
erfolgt aus dem Vermögenshaushalt (Aus-
sonderung überschüssiger Deckungsmit-
tel = Jahresüberschuss). Rücklagenent-
nahmen sind umgekehrt Deckungsmittel
(Einnahmen) im Vermögenshaushalt.

In diesen zentralen Zukunftssicherungs-
speicher sollen auch Überschüsse aus lau-
fender Geschäftstätigkeit (= Mittel des
Verwaltungshaushalts) „eingezahlt“ wer-
den. Zu diesem Zweck soll die Zuführung
vom Verwaltungs- an den Vermögens-
haushalt insgesamt mindestens so hoch
sein wie die aus Entgelten gedeckten 
(= erwirtschafteten) Abschreibungen.
Die Abschreibungen wirken sich im bishe-
rigen kameralen Abschluss des Verwal-
tungshaushalts nicht unmittelbar auf das
Ergebnis des Verwaltungshaushalts aus,
da sie als so genannte kalkulatorische Ab-
schreibungen einerseits in den entspre-
chenden Unterabschnitten verausgabt
werden, denen zentral im Einzelplan 9
entsprechende Verrechnungseinnahmen
gegenüberstehen. Ihre Verknüpfung als
Werteverzehr (= Aktivminderung) mit den
anderen Veränderungen der kommunalen
Bilanz erfolgt aber indirekt über die
Pflichtzuführung an den Vermögenshaus-
halt (der Aktivminderung muss eine Passiv-
minderung = Schuldentilgung entspre-
chen) und über die Sollzuführung.

Mit der Sollzuführung wird das Ziel ver-
folgt, dass die als Ausgleich für den Ver-
mögensverlust (Werteverzehr) vorgenom-
menen Abschreibungen jedenfalls inso-
weit wieder vermögenswirksam (sofort
oder zu einem späteren Zeitpunkt aus
Rücklagen) oder zum Schuldenabbau ver-
wendet werden, als sie im Verwaltungs-
haushalt bei den kostenrechnenden Ein-
richtungen über Benutzungsentgelte er-
wirtschaftet worden sind (Substanzerhal-
tung, jedenfalls teilweise). 

Ist die Sollzuführung höher als die Pflicht-
zuführung, muss die Gemeinde die Zu-
führung an den Vermögenshaushalt grund-
sätzlich in Höhe der Sollzuführung vor-
nehmen. 

Sonderrücklagen sind freiwillige Einzel-
rücklagen, die nur für bestimmte Zwecke
des Verwaltungshaushalts zugelassen sind
(§ 20 Abs. 4 GemHVO), zum Beispiel An-
sammlung von Gebührenanteilen für
„später „entstehende Kosten“ bei kosten-
rechnenden Einrichtungen (= Rückstel-
lungscharakter, zum Beispiel Deponie-
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ordentliche Kredittilgung

+ Kreditbeschaffungskosten

– Ersatzdeckungsmittel 
im Vermögenshaushalt

= Pflichtzuführung 
vom Verwaltungshaushalt

Die Pflichtzuführung soll sicherstellen,
dass über die Zinsen hinaus auch die or-
dentliche Kredittilgung grundsätzlich aus
laufenden Mitteln des Verwaltungshaus-
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nachsorge). Sie sind nicht zum Ausgleich
vorübergehender Einnahme- und Ausga-
beschwankungen und nicht für die Unter-
haltung oder Erneuerung von Vermögens-
gegenständen zugelassen; Vorsorge hier-
für zu treffen wäre Inhalt der allgemeinen
Rücklage. Die „Einzahlung“ in eine Son-
derrücklage erfolgt aus dem Vermögens-
haushalt, der den „Einzahlungsbetrag“
über eine spezielle Zuführung vom Ver-
waltungshaushalt erhält (Vermögenshaus-
halt als Durchleitungsstation). Auch die
Entnahme aus der Sonderrücklage (Auflö-
sung) wird dem Verwaltungshaushalt über
den Vermögenshaushalt als Zwischensta-
tion zugeleitet.

Die Zuführung an den Vermögenshaus-
halt als Indikator für die Beurteilung
der dauernden Leistungsfähigkeit der
Gemeinde: Brutto-Investitionsrate und
Netto-Investitionsrate (freie Spitze)

Die Höhe der Zuführung vom Verwal-
tungs- an den Vermögenshaushalt ist Aus-
druck für die Fähigkeit der Gemeinde, aus
laufenden Einnahmen Mittel zur Finanzie-
rung der Ausgaben des Vermögenshaus-
halts bereitzustellen. Sie wird deshalb
häufig als Investitionsrate bezeichnet. Sie
ist vergleichbar dem Überschuss aus lau-
fender Geschäftstätigkeit (Cash Flow) in
der betriebswirtschaftlichen Betrachtung
der Erfolgsrechnung eines Kaufmanns.
Unterschieden wird in zwischengemeind-
lichen Vergleichen und in den kommuna-
len Finanzstatistiken im allgemeinen zwi-
schen der Bruttoinvestitionsrate, das
heißt der ungekürzten Zuführung vom
Verwaltungshaushalt an den Vermögens-
haushalt, und – angelehnt an § 22 Abs. 1
GemHVO – der Nettoinvestitionsrate,
das heißt der um Kreditbeschaffungskos-
ten und die ordentliche Kredittilgung
gekürzten Zuführungsrate (für Vergleichs-
zwecke ohne Abzug von Ersatzdeckungs-
mitteln, s.o.). Die Leistungsfähigkeit ist
umso höher einzuschätzen, je höher die
Investitionsrate ist. Als alleiniger Grad-
messer zur Beurteilung der finanziellen
Leistungsfähigkeit ist die Nettoinvestiti-
onsrate ungeeignet. Ihr Zustandekommen
hängt von vielfältigen Einflüssen im Ver-
waltungshaushalt ab (unterlassene In-
standhaltung, Entwicklung der Steuern
und Umlagen, Entgeltdeckungsquoten bei
kostenrechnenden Einrichtungen, Folge-
lasten künftiger Investitionen, aber auch
von der Tilgungsquote im Vermögens-
haushalt). 

Kein materieller Haushaltsausgleich
durch § 22 GemHVO

Die Ausgleichsregelung des § 22 GemHVO
ist eine durchaus kritisch zu betrachtende
Vorschrift. Der Feststellung von Kölz (sehr
instruktiv in BWGZ 1994 S. 144; früher be-
reits BWGZ 1977 S. 173), „§ 22 GemHVO
lasse einen materiell unausgeglichenen Ver-
waltungshaushalt zu, der, für den nicht sehr
Eingeweihten unmerklich, auf den Vermö-
genshaushalt verlagert wird,“ ist zuzustim-
men. Denn der Verwaltungshaushalt ist
durch § 22 GemHVO nicht durchgängig
verpflichtet, die Mittel zu erwirtschaften
und dem Vermögenshaushalt zuzuführen,
die dem jährlichen Werteverzehr an dem für
die Aufgabenerfüllung dauerhaft notwendi-
gen Anlagevermögen der Gemeinde ent-
sprechen. Nicht einmal für den entgeltfi-
nanzierten Bereich der kostenrechnenden
Einrichtungen wird eine volle Weiterlei-
tung der Abschreibungen an den Vermö-
genshaushalt gefordert, sondern nur in dem
Umfang, in dem die Abschreibungen in Ab-
hängigkeit vom Kostendeckungsgrad der
Einrichtung anteilig über Entgelte refinan-
ziert worden sind (s.o.).

Für die Bewertung des Anlagevermögens
außerhalb der kostenrechnenden Einrich-
tungen (Verwaltungsvermögen, zum Bei-
spiel Rathaus, Schulen, aber auch Sachen
im Gemeingebrauch), das in gleicher Wei-
se einem Werteverzehr unterliegt, besteht
keine Verpflichtung; nur ein kleiner Teil
insbesondere südbadischer Kommunen
mit einer besonderen Tradition in ihrem
Rechnungswesen führt freiwillig eine
Vollvermögensrechnung unter Einschluss
des Sachanlagevermögens auch außerhalb
kostenrechnender Einrichtungen. Was be-
deutet das praktisch? Es gibt keinen haus-
haltsrechtlichen Zwang, Vorsorge für Er-
satzinvestitionen zu treffen, indem die
dafür benötigten Mittel vorab über erwirt-
schaftete Abschreibungen angesammelt
werden. Vielmehr ist es jeder Gemeinde
überlassen, darüber zu entscheiden, auf
welche Weise sie Vorsorge für künftige
(Ersatz-)Investitionen trifft und hier ggf.
bewusst Rücklagemittel ansammelt oder
sich – was die Realität ist – erst zeitnah im

Zuge der Planung eines neuen Vorhabens
um die Finanzierung (über Erlöse aus Ver-
mögensveräußerung, Zuweisungen oder
letztlich über Kredite) kümmert.

Dieser kommunale Entscheidungsspiel-
raum, der im Grunde positiv zu sehen ist,
hat aber in der Vergangenheit sicher dazu
geführt, dass Städte und Gemeinden in
Zeiten, als es ihnen noch besser ging, eine
ganze Reihe von Einrichtungen geschaf-
fen haben, ohne die Zukunftsbelastungen
näher zu bedenken. Allein die Erkenntnis,
in welcher Höhe Investitionen in Form des
späteren Werteverzehrs (der Abschreibun-
gen) und weiterer damit verbundener Fol-
gekosten zu einem Ressourcenverbrauch
in den Folgejahren führen, hätte vielleicht
dazu geführt, manch eine Investitionen
gründlicher auf ihre Notwendigkeit, ihre
Folgekosten und auf Alternativen oder den
gänzlichen Verzicht zu überprüfen. 

Dieser materiell unzureichende Haus-
haltsausgleich ist einer der wesentlichen
Kritikpunkte am jetzigen kameralen Sys-
tem und soll in einem neuen reformierten
Haushaltsrecht (s.u.) durch eine Pflicht,
ordentliche Aufwendungen (einschließ-
lich des Werteverzehrs, der Abschreibun-
gen) aus ordentlichen Erträgen auszuglei-
chen, ersetzt werden.

5.12.2 Überschüsse und Fehlbeträge
im Vermögenshaushalt

Vorsorge für den Ausgabebedarf künftiger
Haushalte zu treffen und Mittel in der all-
gemeinen Rücklage anzusammeln ist
nicht ausschließlich Sache des Verwal-
tungshaushalts (s.o.). Der Erwerb neuen
Vermögens findet häufig in Gestalt so ge-
nannter Vermögensumschichtungen statt
(Aktiv-Tausch, zum Beispiel Verkauf von
Bauplätzen, um Schulneubau zu finanzie-
ren). Auch im Vermögenshaushalt kann
bewusst eine Zuführung zur allgemeinen
Rücklage (etwa aus Vermögenserlösen)
geplant und auch vollzogen werden. 

Soweit die Einnahmen des Vermögenshaus-
halts einschließlich der Zuführung vom Ver-
waltungshaushalt im betreffenden Haus-
haltsjahr nicht für Ausgaben des Vermö-
genshaushalts benötigt werden, ist der
Überschuss in der abzuschließenden Jahres-
rechnung der allgemeinen Rücklage zuzu-
führen (§§ 22 Abs. 2, 41 Abs. 3 GemHVO).

Ein sich ergebender Fehlbetrag wird nicht
sofort im Rechnungsabschluss durch eine
Rücklagenentnahme gedeckt, sondern als
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Überschuss des Verwaltungshaushalts

– Ordentliche Kredittilgung, 
[Rückzahlung innerer Darlehen]

– Kreditbeschaffungskosten

= Nettoinvestitionsrate



Deckungsanspruch an künftige Haushalts-
jahre (= interner Rest. Buchung: Einnahme
Lfd. Soll und Rest) ausgewiesen und ist
spätestens im dritten dem Entstehungsjahr
folgenden Haushaltsjahr zum Ausgleich zu
veranschlagen (Buchung: Ausgabe Lfd.
Soll und Ist, Einnahme Ist). Ggf. muss da-
zu eine Rücklagenentnahme durchgeführt
werden. Besonderheit: Ein nach § 84 Abs.
2 GemO entstandener Fehlbetrag muss
zwingend schon im Folgejahr gedeckt
werden (§ 23 S. 2 GemHVO). 

Die Zuführung an die allgemeine Rücklage
bzw. der Ausweis eines Fehlbetrags in der
Jahresrechnung dokumentieren das Ge-
samtergebnis der gemeindlichen Haus-
haltswirtschaft im Kämmereihaushalt. Für
die Beurteilung der tatsächlichen Finanzsi-
tuation und finanziellen Leistungsfähigkeit
ist es nur bedingt aussagefähig, denn insbe-
sondere die Bildung von Haushaltsresten
im Vermögenshaushalt kann das Gesamter-
gebnis sehr wesentlich beeinflussen. 

5.12.3 Ausgleich des 
Verwaltungshaushalts

Erweist sich die Leistungskraft des Ver-
waltungshaushalts als so gering, dass die-
ser unter Berücksichtigung der Pflichtzu-
führung an den Vermögenshaushalt un-
ausgeglichen ist, so ist eine umgekehrte
Zuführung vom Vermögens- an den Ver-
waltungshaushalt zu dessen Ausgleich
durchzuführen.

Dabei kommen Mittel der allgemeinen
Rücklage und Einnahmen aus der Ver-
äußerung des Anlagevermögens nur in Be-
tracht, wenn

– sonst der Ausgleich trotz Ausschöpfung
aller  Einnahmemöglichkeiten und Spar-
potentiale nicht erreicht werden kann,

– die Mittel nicht für die unabweisbare
Fortführung bereits begonnener Maß-
nahmen benötigt werden und

– die Kassenliquidität nicht beeinträch-
tigt wird (§ 22 Abs. 3 GemHVO).

Soweit von dieser Möglichkeit Gebrauch
gemacht wird, stehen diese Einnahmen
nicht mehr als „Ersatzdeckungsmittel“ des
Vermögenshaushalts bei der Ermittlung
der Mindestzuführung des Verwaltungs-
haushalts im Sinne von § 22 Abs. 1 Satz 2
GemHVO zur Verfügung. 

Angesichts der weiterhin prekären Fi-
nanzlage der Städte und Gemeinden sind
unausgeglichene Verwaltungshaushalte
mittlerweile auch in Baden-Württemberg

an der Tagesordnung. Die Vorschrift des 
§ 22 Abs. 3 GemHVO ist deshalb hochak-
tuell. Wird der Verwaltungshaushalt aus
Mitteln des Vermögenshaushalts ein-
schließlich der Rücklagen ausgeglichen,
lebt die Gemeinde von ihrer Substanz! Da
die Leistungsfähigkeit der Gemeinde auf
Dauer erhalten werden muss (§ 77 Abs. 1
GemO), dürfte dies an sich nur eine vorü-
bergehende Ausnahmesituation sein, es
sei denn, man billigt der Gemeinde einen
„kontrollierten Substanzabbau“ (= Eigen-
kapitalverzehr) zu, der aber auch irgend-
wann endlich sein muss.

Exkurs: Notleidende Haushalte 
(Sanierung, Konsolidierung)

Auch in Baden-Württemberg nimmt auf-
grund der anhaltend schlechten Finanzsi-
tuation die Zahl der Städte, Gemeinden
und Kreise, die keinen gesetzmäßigen
Haushalte mehr aufstellen können, das
heißt in ihren Verwaltungshaushalten
nicht mehr die vorgeschriebene Mindest-
zuführung an den Vermögenshaushalt er-
wirtschaften oder – mit zunehmender Ten-
denz – ihren Verwaltungshaushalt mit ei-
ner Rückzuführung vom Vermögenshaus-
halt ausgleichen müssen, dramatisch zu.
Auf die Ausführungen im Gemeindefi-
nanzbericht 2004 (BWGZ 15/2004) wird
verwiesen.

Eine Insolvenz von Kommunen ist in
Deutschland nicht vorgesehen (vgl. für
Baden-Württemberg § 45 AGGVG). Eine
Gemeinde oder Stadt kann also nicht plei-
te gehen.

Die Erstellung von Haushaltssicherungs-
konzepten ist in Baden-Württemberg bis-
her nicht ausdrücklich vorgeschrieben
(soll aber Inhalt des neuen Haushalts-
rechts bei unausgeglichenem ordentlichen
Ergebnis werden – s.u.
7.2.2). Die an die Rechts-
aufsichtsbehörden gerich-
tete VwV-Haushaltssiche-
rung vom 6.7.1994 enthält
nur globale Hinweise. Zwar
hat die Rechtsaufsicht die
Mittel – vom Beanstan-
dungsrecht (§ 121 GemO)
über das Anordnungsrecht
(§ 122 GemO) bis hin 
zur Ersatzvornahme (§ 123 
GemO) Konsolidierungs-
maßnahmen durchzusetzen,
ggf. sogar im Wege der Er-
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satzvornahme eine Haushaltssatzung der
Gemeinde zu erlassen oder eine Hebesatz-
satzung mit höheren Grundsteuerhebesät-
zen, der sich der Gemeinderat verweigert. 

Die einer Gemeinde von außen auferleg-
ten Ausgabensteigerungen und Kostenbe-
lastungen (Sozialausgaben mit Druck auf
die Kreisumlagen) zu monieren und ein
Konnexitätsprinzip sowie eine grundle-
gende Gemeindefinanzreform einzufor-
dern, ist legitim. Dies entbindet aber nicht
von eigenen Maßnahmen. Denn selten ist
eine Haushaltskrise nur „fremdverschul-
det“, und Hilfe von außen kommt, wenn
überhaupt, nur sehr beschränkt. Es bleibt
ureigenste Aufgabe der Gemeinde, im We-
sentlichen aus eigener Kraft wieder einen
Ausweg aus einer finanziellen Schieflage
zu suchen und zu finden. Sparkataloge,
Checklisten usw. der kommunalen Ver-
bände und anderer Institutionen sind dafür
wichtige Ideengeber22.

Auch der Gemeindetag hat dazu im ver-
gangenen Jahr seinen Mitgliedern einen
Maßnahmenkatalog an die Hand gege-
ben23. Ein Sanierungsweg muss sich aber
letztlich an der örtlichen Situation orien-
tieren. Es würde den Rahmen dieses Bei-
trags sprengen, die Wege und Maßnahmen
der Haushaltssanierung näher zu beschrei-
ben24. Es soll die Feststellung genügen,
dass Sparmaßnahmen vorzuschlagen nicht
Sache der Verwaltung allein (oder – aus
umgekehrtem Blickwinkel – nicht des Ge-
meinderats allein) ist, dass Sparmaßnah-
men von Politik, Verwaltungsführung und
den Fachbereichen und Ämtern gleicher-
maßen zu verantworten sind und als ver-
bindlich anerkannt werden, und, da Spa-
ren gegen den Willen der Bürger schwer
ist, ein „positives“ Sparklima mit Einbe-
zug der Einwohner und Bürger wesentlich
zum Gelingen beiträgt. 
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6.1 Bewirtschaftung der 
Einnahmen und Ausgaben

Haushaltsvollzug bedeutet, im Rahmen
der Vorgaben von Haushaltssatzung und
Haushaltsplan (während der Interimszeit
aufgrund § 83 GemO) zu handeln und für
die Gemeinde Ansprüche zu begründen,
auf bestehende Ansprüche zu verzichten
oder diese zu verändern oder Verpflich-
tungen einzugehen, die zu Einnahmen
oder Ausgaben führen. Dies wird im allge-
meinen als Bewirtschaftung bezeichnet.
Bewirtschaftungsvorgänge sind zum Bei-
spiel

– der Abschluss eines Kaufvertrags (zum
Beispiel Kauf oder Verkauf eines Grund-
stücks),

– der Abschluss eines Werkvertrags (z. B.
Bauvertrag),

– der Abschluss eines Dienstvertrags
(zum Beispiel Einstellung einer neuen
Mitarbeiterin),

– der Erlass von Verwaltungsakten, die zu
einer Geldleistung verpflichten (v.a
Steuer-, Gebühren und Beitragsbe-
scheide),

– die Stundung, Niederschlagung oder
der Erlass einer gemeindlichen Forde-
rung.

Nicht alle Einnahme- und Ausgabeansätze
lassen sich in dem dargestellten Sinne be-
wirtschaften. Den Gemeinden fließen
auch Einnahmen zu, deren Eingang und
Höhe die einzelne Gemeinde nicht beein-
flussen kann. Gleiches gilt auch auf der
Ausgabenseite. Beispiele: Finanzausgleichs-
zuweisungen, Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer und an der Umsatzsteuer,
Kreisumlage und Gewerbesteuerumlage.

Bevor der zuvor beschriebene Bewirt-
schaftungsvorgang erfolgen kann, ist in
der Regel eine interne Sachentscheidung
zu treffen. Beispiele: Beschluss über Kre-
ditaufnahme, Vergabeentscheidung bei ei-
nem Bauvorhaben. Das Handeln nach
außen setzt die interne Willensbildung
voraus. Die Zuständigkeiten hierfür sind
geteilt. Grundsätzlich ist der Gemeinderat
als Hauptorgan der Gemeinde zuständig
(§ 24 Abs. 1 GemO). Der Gemeinderat
kann seine Befugnis im Einzelfall durch
Beschluss oder allgemein durch Hauptsat-
zung (§ 39 Abs. 1 GemO) auf beschließen-
de Ausschüsse oder gemäß § 44 Abs. 2 

GemO auf den Bürgermeister übertragen
(ausgenommen ist der Katalog des § 39
Abs. 2 GemO). Handelt es sich um eine
Entscheidung im Rahmen der Geschäfte
der laufenden Verwaltung oder bei Wei-
sungsaufgaben, so entscheidet der Bürger-
meister kraft Gesetzes in eigener Zustän-
digkeit (§ 44 Abs. 2, 3 GemO).

Im Zusammenhang mit der internen Sach-
entscheidung ist auch über die Zulassung
einer über- oder außerplanmäßigen
Ausgabe oder Verpflichtung zu ent-
scheiden (§§ 84, 86 Abs. 5 GemO). Die
Zuständigkeit für diese Entscheidung ist
in der Hauptsatzung geregelt.

Im Bereich der weisungsfreien Aufgaben
unterliegen die Gemeinden der Rechts-
aufsicht (vgl. Art. 75 LV). Zu den Mitteln
der Rechtsaufsicht gehören u.a. die Pflicht
zur Vorlage bestimmter Beschlüsse der
Gemeinde und die Genehmigungspflicht
für Teile der Haushaltssatzung (s.o.) oder
für bestimmte Rechtsgeschäfte. In einigen
Fällen darf die Bewirtschaftung durch
Handeln nach außen erst erfolgen, wenn
der Beschluss der Gemeinde der Rechts-
aufsichtsbehörde vorgelegt wurde und
diese die Gesetzmäßigkeit bestätigt oder
den Beschluss nicht innerhalb eines Mo-
nats beanstandet hat (§ 121 Abs. 2 GemO).
Beispiele:

● § 92 Abs. 3 GemO: Veräußerung von
Vermögensgegenständen unter Wert ab
bestimmten Wertgrenzen;

● § 108 i.V.m. §§ 103 Abs. 1 und 2, 103 a,
105 a Abs. 1, 106, 106 a GemO: Errich-
tung, Übernahme, wesentliche Erweite-
rung oder Beteiligung an (wirtschaftlichen
und nichtwirtschaftlichen) Unternehmen
in Privatrechtsform sowie Veräußerung
von Unternehmen oder Beteiligungen;

● §§ 107, 108 GemO: Abschluss, Verlän-
gerung oder Nichtverlängerung sowie
wichtige Änderungen von Energie- und
Konzessionsverträgen;

● § 126 Abs. 2 GemO: Verträge der Ge-
meinde mit einem Gemeinderat und dem
Bürgermeister sowie nach § 72 GemO
Verträge der Gemeinde mit einem Ort-
schaftsrat und dem Ortsvorsteher.

Befreiungen von der Vorlagepflicht sind in
der VwV Freigrenzen enthalten25. 

In bestimmten Fällen bedürfen Bewirt-
schaftungsvorgänge sogar der Einzelge-

nehmigung durch die Rechtsaufsichts-
behörde. Beispiele:

● Begründung eines kreditähnlichen
Rechtsgeschäfts (§ 87 Abs. 5 GemO);

● Übernahme von Bürgschaften sowie
Verpflichtungen aus Gewährverträgen
und diesen gleichkommenden Geschäften
(§ 88 Abs. 2 und 3 GemO).

Für bestimmte Fälle ist die Genehmigung
durch die VwV Freigrenzen allgemein im
Voraus erteilt. Nach § 117 Abs. 1 GemO
sind bestimmte Geschäfte des bürgerli-
chen Rechtsverkehrs bis zur Genehmi-
gung schwebend unwirksam, bei Versa-
gung der Genehmigung nichtig.

Die Bewirtschaftung ist im Regelfall
durch ein Handeln nach außen gekenn-
zeichnet. Hierfür ist der Bürgermeister als
gesetzlicher Vertreter der Gemeinde zu-
ständig (§ 42 Abs. 1 GemO), falls er seine
Bewirtschaftungsbefugnis nicht dele-
giert hat (vgl. §§ 53, 54 GemO). Wichtige
Ausnahme: § 126 Abs. 1 GemO.

6.2 Vorläufige 
Haushaltsführung

§ 83 GemO ist die Rechtsgrundlage für die
vorläufige Haushaltsführung (Interims-
wirtschaft), solange die Haushaltssatzung
noch nicht erlassen ist. Durch § 83 GemO
bleiben die Nachwirkungen der alten,
mit Ende des Haushaltsjahres außer Kraft
getretenen Haushaltssatzung unberührt:

● Die Kreditermächtigung gilt nach § 87
Abs. 3 GemO bis zum Erlass der über-
nächsten Haushaltssatzung weiter26;

● die Verpflichtungsermächtigungen gel-
ten weiter, bis die Haushaltssatzung für das
Folgejahr erlassen ist (§ 86 Abs. 3 GemO);

● der Höchstbetrag der Kassenkredite gilt
weiter, bis die Haushaltssatzung für das
folgende Jahr erlassen ist (§ 89 Abs. 1 S. 2
GemO);

● der Stellenplan des Vorjahres gilt wei-
ter, bis die Haushaltssatzung für das fol-
gende Jahr erlassen worden ist (§ 83 Abs. 3
GemO).

Auf die Ermächtigungen des § 83 GemO
muss daher erst zurückgegriffen werden,
wenn die Ermächtigungen des Vorjahres
ausgeschöpft sind. Während der Interims-
zeit darf eine Gemeinde nur die Ausgaben
leisten, zu denen sie gesetzlich verpflich-
tet ist oder die unaufschiebbar sind, um
notwendige Aufgaben weiterzuführen.
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Außerdem dürfen während der haushalts-
losen Zeit die gemeindlichen Abgaben
nach den bisherigen Sätzen weiter erho-
ben werden. Neue Investitionen dürfen
hingegen in dieser Zeit nicht begonnen
werden.

6.3. Abweichungen von 
der Haushaltssatzung und
vom Haushaltsplan 
beim Haushaltsvollzug

6.3.1 Bindungswirkung 
von Haushaltssatzung und
Haushaltsplan

Der Haushaltsvollzug ist an die beschlos-
sene Haushaltssatzung und an den Inhalt
des Haushaltsplans gebunden (vgl. § 80
Abs. 3 GemO):

● Weder die Kreditermächtigung noch
der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen oder der Höchstbetrag der
Kassenkredite dürfen überschritten wer-
den.

● Während die Einnahmeansätze des Haus-
haltsplans selbstverständlich überschrit-
ten werden dürfen, sind bei den Ausgabe-
ansätzen Überschreitungen oder außer-
planmäßige Ausgaben nur unter engen
Voraussetzungen möglich. Auch die Fest-
setzungen des Stellenplans sind verbind-
lich.

Jedoch kann auch ein gewissenhaft aufge-
stellter Haushaltsplan durch bei der Pla-
nung nicht vorhersehbare Einflüsse auf
die Gemeindefinanzen korrekturbedürftig

werden. Da die Ausgabeansätze zum über-
wiegenden Teil nur geschätzt werden kön-
nen, lässt sich die Überschreitung von
Ausgabeansätzen nicht immer vermeiden.
Auch die künftige Entwicklung der ge-
meindlichen Einnahmen, insbesondere
der Steuern, ist mit Unsicherheiten behaf-
tet. Um eine flexible Haushaltsführung zu
ermöglichen, muss in gewissem Umfang
von den vom Gemeinderat getroffenen
Maßgaben abgewichen werden können,
ohne dass dessen Etatrecht angetastet
wird. Vorrangig ist deshalb zu prüfen, ob
Abweichungen vom Haushaltsplan und
von der Haushaltssatzung den Erlass einer
Nachtragssatzung (mit Nachtragshaus-
haltsplan) erforderlich machen (§ 82 
GemO). In den Fällen, in denen keine
Nachtragssatzung erforderlich ist, sind
Planabweichungen nach §§ 84, 86 Abs. 5
GemO zulässig.

6.3.2 Nachtragssatzung

Eine Nachtragssatzung ist erforderlich,
wenn

– die Kreditermächtigung nach § 87 Abs. 2
GemO,

– der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen oder

– der Höchstbetrag der Kassenkredite

geändert (in der Regel erhöht) werden sol-
len. Die Umschuldung von Krediten be-
darf dagegen keiner Nachtragssatzung. Ei-
ne Nachtragssatzung ist auch dann erfor-
derlich, wenn die in der Haushaltssatzung
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(nicht nur nachrichtlich) festgelegten Re-
alsteuerhebesätze für das Haushaltsjahr
(bei einer Erhöhung spätestens bis zum
30.6.) geändert werden sollen.

Eine Nachtragssatzung ist nach § 82 Abs.
2 GemO u.a. dann erforderlich, wenn

– sich ein erheblicher Fehlbetrag abzeich-
net, der sich nicht durch andere Maß-
nahmen (Ausgabeneinsparungen, Ein-
nahmeerhöhungen) vermeiden lässt,

– über- oder außerplanmäßige Ausgaben
zu erwarten sind, die im Verhältnis zu
den Ausgaben des Gesamthaushalts er-
heblich sind,

– Ausgaben des Vermögenshaushalts
außerplanmäßig für Investitionen oder
Investitionsförderungsmaßnahmen ge-
leistet werden sollen.

Ausgenommen sind u.a. unbedeutende In-
vestitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen oder unabweisbare Ausgaben
(§ 82 Abs. 3 Nr. 1 GemO).

Die Nachtragssatzung ist eine Satzung zur
Änderung der Haushaltssatzung. Für sie
gelten deshalb die Vorschriften über die
Haushaltssatzung entsprechend (§ 82 Abs.
1 S. 2 GemO). Die Haushaltssatzung kann
nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres
geändert werden. Die Nachtragssatzung
muss demnach bis zum 31. 12. beschlos-
sen, die Gesetzmäßigkeitsprüfung erfolgt,
etwaige Genehmigungen erteilt, öffentlich
bekanntgemacht und der Haushaltsplan
öffentlich ausgelegt sein.

6.3.3 Über- und außerplanmäßige
Ausgaben

Eine überplanmäßige Ausgabe liegt vor,
wenn eine über den Haushaltsansatz (und
den aus dem Vorjahr übertragenen Haus-
haltsrest) hinausgehende Ausgabe gelei-
stet werden muss. Für außerplanmäßige
Ausgaben besteht überhaupt kein Haus-
haltsansatz oder Haushaltsrest vom Vor-
jahr.

Eine über- oder außerplanmäßige Ausga-
be ist nach § 84 Abs. 1 GemO nur zulässig,
wenn

● entweder ein dringendes Bedürfnis be-
steht und die Deckung dieser Ausgabe
durch Mehreinnahmen oder Wenigeraus-
gaben an anderer Stelle gewährleistet ist
oder

● die Ausgabe unabweisbar ist und kei-
nen erheblichen Fehlbetrag verursacht.
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Ein-
nahmen

�Abgaben vorläufig nach den Sätzen des Vorjahres (soweit von der Haushalts-
satzung abhängig = Grund- und Gewerbesteuer)

�Ablösung von Krediten durch andere Kredite (Umschuldung)
�Nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigung gilt weiter (§ 87 Abs. 3 GemO)
�Neue Kredite für Fortsetzungsinvestitionen bis zu einem Viertel des Durch-

schnitts der Kreditermächtigung für die beiden Vorjahre mit Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde

�Kassenkredite bis in Höhe der Vorjahresermächtigung (§ 89 Abs. 1 S. 2 GemO)
�Sonstige Einnahmen unbegrenzt

Aus-
gaben

� für die eine rechtliche Verpflichtung besteht
�Zur unabschiebbaren Weiterführung notwendiger Aufgaben
�Zur Fortsetzung von Maßnahmen des Vermögenshaushalts, für die im Plan eines 

Vorjahres Beträge vorgesehen waren (keine neuen Maßnahmen!)
�Weitergeltung des Stellenplans des Vorjahres

Verpflich-
tungen

�Verpflichtungsermächtigungen des Vorjahres dürfen in Anspruch genommen 
werden (§ 86 Abs. 3 GemO).

Interimszeit

Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht erlassen, so 
gelten für die haushaltslose Zeit folgende Ermächtigungen (§§ 83, 86 Abs. 3, 87 
Abs. 3, 79 Abs. 1 S. 2 GemO):
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Über- und außerplanmäßige Ausgaben be-
dürfen nach § 84 Abs. 2 GemO der Zu-
stimmung des Gemeinderats, wenn sie
nach Umfang oder Bedeutung erheblich
sind. Wertgrenzen dafür und für die Be-
willigung über- und außerplanmäßiger
Ausgaben im Übrigen sind in der Regel in
der Hauptsatzung festgelegt.

6.3.4 Über- und außerplanmäßige
Verpflichtungen

Nach § 86 Abs. 5 GemO können Ver-
pflichtungen für Investitionen oder Inves-
titionsförderungsmaßnahmen auch über-
und außerplanmäßig eingegangen werden,
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht
und der in der Haushaltssatzung festge-
setzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten wird.
Soll dieser Gesamtbetrag überschritten
werden, bedarf es einer Nachtragssatzung.

6.3.5 Berichtspflicht und haushalts-
wirtschaftliche Sperre

Nach § 43 Abs. 5 GemO ist der Bürger-
meister verpflichtet, dem Gemeinderat
über alle wichtigen, die Gemeinde und ih-
re Verwaltung betreffenden Angelegen-
heiten zu unterrichten. Es entspricht dem
Etatrecht des Gemeinderats, dass er bei
gravierenden Abweichungen der von ihm
vorgegebenen Leitlinien für die Haus-
haltswirtschaft (Haushaltssatzung und
Haushaltsplan) unverzüglich zu unterrich-

ten ist. § 28 GemHVO schreibt dies für
zwei Fälle vor, nämlich dann, wenn

– der Haushaltsausgleich gefährdet ist

oder

– sich die Gesamtausgaben einer Maß-
nahme des Vermögenshaushalts we-
sentlich erhöhen werden.

In der Regel handelt es sich bei dieser Un-
terrichtung um die Vorstufe zu weiteren
haushaltsrechtlichen Maßnahmen (Nach-
tragssatzung, Zustimmung zu überplan-
mäßigen Ausgaben, s.o.).

Die haushaltswirtschaftliche Sperre
gemäß § 29 GemHVO ist eine Maßnahme,

die beim Vollzug des Haushaltsplans not-
wendig werden kann. Sie kann nicht nur
vom Gemeinderat, sondern auch vom
Bürgermeister verfügt werden. Dem Ge-
meinderat ist aber das Recht zuzubilligen,
eine vom Bürgermeister angeordnete
Sperre wieder aufzuheben. Die haushalts-
wirtschaftliche Sperre verbietet zeitlich
begrenzt die Inanspruchnahme bestimm-
ter Ausgabeansätze im Haushaltsplan. Sie
ist zu unterscheiden von der Sperrung ein-
zelner Haushaltsansätze durch Planver-
merk (Haushaltsvermerk, Sperrvermerk)
oder der Sperrung von Ansätzen in der
Haushaltssatzung selbst. 
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Über- oder außerplanmäßige Ausgaben sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig:

�Dringendes Bedürfnis
(Aufschub wäre in zeitlicher und 
sachlicher Hinsicht nachteilig) 

und

�Gewährleistung der Deckung 
(Mehreinnahmen, Wenigerausgaben) 
im selben Jahr, bei Fortsetzungsinvesti-
tionen ggf. erst im Folgejahr (§ 84 Abs. 
2 GemO) unter Inkaufnahme eines im 
Folgejahr zu deckenden Fehlbetrags 
(§ 22 S. 2 GemHVO).

�Ausgabe unabweisbar
(insbesondere bei gesetzlicher oder 
vertraglicher Leistungspflicht) 

und

�kein erheblicher Fehlbetrag 
(richtet sich nach HH-Volumen und 
Finanzsituation der jeweiligen Gemein-
de. Anhalt: Etwa 3 v.H. der Gesamtaus-
gaben. Erheblichkeitsgrenze sollte in der 
Hauptsatzung definiert werden. Bei 
Überschreiten Nachtragssatzung 
erforderlich.

oder

�Die Zustimmung des Gemeinderats (bereits vor dem Eingehen einer Verpflichtung, vgl. § 84 
Abs. 3 GemO) ist erforderlich, wenn Planabweichung nach Umfang oder Bedeutung erheblich 
ist oder bei Fortsetzungsinvestitionen, deren Planabweichung erst im folgenden Jahr gedeckt 
wird.

� In der Hauptsatzung sind üblicherweise Wertgrenzen für die Zuständigkeit von Gemeinderat, 
Ausschüssen und Bürgermeister für die Bewilligung von Planabweichungen definiert.

Über- und außerplanmäßige Ausgaben (§ 84 GemO)

7. Die Reform des kommunalen Haushaltsrechts
– auf dem Weg zur kameralen Doppik

So lautet der Titel des Beitrags in BWGZ
8/2004 S. 225 ff., der den Inhalt der Haus-
haltsrechtsreform ausführlich beschreibt.
Die folgenden Ausführungen sind eine
komprimierte Darstellung.

7.1 Die Ziele der 
Haushaltsrechtsreform

Das jetzige kamerale kommunale Haus-
haltsrecht steht – wie bereits in den Vorbe-
merkungen „Das kommunale Haushalts-
und Rechnungswesen im Wandel“ ausge-
führt wurde, vor seiner Ablösung. Bereits
zum 1.1.2006 – so die jetzigen Zielvorstel-
lungen – sollen neue haushaltsrechtliche
Bestimmungen für die Kommunen im
Lande in Kraft treten. In Nordrhein-West-

falen, Niedersachen und Hessen sind die
Gesetzgebungsverfahren bereits im Gange.

Die Haushaltsrechtsreform ist kein Selbst-
zweck. Ziel ist, die Kommunen auf ihrem
beschrittenen Weg der Umsetzung einer
neuen Verwaltungssteuerung zu unterstüt-
zen. Wenn dies vom Unterausschuss der
Innenministerkonferenz allerdings so be-
schrieben wird, die Steuerung der Kom-
munalverwaltungen solle von der her-
kömmlichen Bereitstellung von Ausga-
beermächtigungen (Inputsteuerung) auf
eine Steuerung nach Zielen für die kom-
munalen Dienstleistungen (Outputsteue-
rung) umgestellt werden solle, so ist ein
deutlicher Einwand angebracht: Auch die
„alten“ kameralen Haushaltspläne sind
mehr als nur Zahlenwerk; sie beinhalten
selbstverständlich eine Outputsteuerung
im Sinne eines demokratisch legitimierten
kommunalen Aufgabenprogramms. 

Struktur-Elemente für eine Realisierung
dieser neuen Verwaltungssteuerung sind

● die Verstärkung der Produktsicht
(Darstellung der Verwaltungsleistungen –
nicht nur der externen, sondern auch inter-
ner Steuerungs- und Serviceleistungen –
als Produkte) und größeres Gewicht der
Steuerung auf der Leistungsseite,

● stärkeres Kostenbewusstsein durch Kos-
tenkenntnis (Produktkosten) und Kos-
tentransparenz,

● die Zusammenführung von Aufga-
ben- und Ressourcenverantwortung mit
möglichst weitgehender Dezentralisierung
der Bewirtschaftungskompetenzen (Dele-
gation von Verantwortung nach unten, Ent-
scheidungsspielräume und Flexibilität bei


